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Präsident Dr. Wolff
Wahrnehmungsbericht 2011/2012

D er Wahrnehmungsbericht der österrei-
chischen Rechtsanwälte wurde der Öf-

fentlichkeit im Rahmen einer Pressekonferenz
am Internationalen Tag der Menschenrechte,
dem 10. 12. 2012, präsentiert.
Die Medien haben ausführlich darüber be-

richtet.
Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen

für ihre Beiträge.
Wenn ein Rechtsanwalt mit 1,8 kg Münzen

zum Münzkopierer bei der Fremdenpolizei
in Wien schreiten muss, dann ist etwas
falsch.
Wenn einem ausländischen Angeklagten

eine Abschrift des Strafurteils mit der Begrün-
dung verweigert wird, er verstünde ohnehin
nicht Deutsch, dann ist etwas falsch.
Wenn sich auch nur ein Richter in unserem

Land zu fremdenfeindlichen Äußerungen hin-
reißen lässt („Wien darf nicht Chicago werden
– ist es aber schon“), dann ist etwas falsch.
Falsch ist es, die ausgewiesenen Verteidiger

nicht von der Verlegung ihrer Mandanten
von einer Haftanstalt in die andere zu verstän-
digen.
Falsch ist es, wenn die Polizei erkennungs-

dienstliche Maßnahmen aus Gewohnheit und
auf Vorrat durchführt, ohne dass eine gesetzli-
che Grundlage dafür besteht.
Wenn bestellte Verfahrenshelfer keine Akt-

kopien erhalten, so ist etwas falsch.

Falsch ist es, Gerichtsgebäude verschlossen
zu halten, obwohl eine Verhandlung ausge-
schrieben ist. Ein Begutachtungsverfahren,
bei dem nach Aussendung zur Begutachtung
eine wesentliche Bestimmung (§ 112 StPO)
gänzlich neu gefasst wird, ist eben kein Begut-
achtungsverfahren.
Sie finden den Wahrnehmungsbericht auf

www.rechtsanwaelte.at unter dem Menüpunkt
Stellungnahmen. Es lohnt sich, ihn zu lesen!
Bitte machen Sie auch weiterhin von Ihrem

Recht Gebrauch, uns Wahrnehmungen positi-
ver und negativer Art mitzuteilen (E-Mail an
rechtsanwaelte@oerak.at). Wir können nur
mit Ihrem Beitrag diesen Bericht erstellen
und nehmen den uns erteilten gesetzlichen
Auftrag (§ 36 RAO) ernst.
Und wir wissen: Auch die Verwaltungs- und

Justizbehörden nehmen unseren Wahrneh-
mungsbericht ernst.
Und: Unsere Justiz ist gut, aber sie soll noch

besser werden: Zur Besten in der EU!
Der Rechtsanwalt ist berufen, engagiert für

die Erhaltung von Freiheit und Rechtsfrieden
einzutreten, zur Vermeidung und Lösung
von Konflikten beizutragen und als Vertreter
individueller Interessen und Anliegen, die mit
rechtmäßigen Mitteln verwirklicht werden
können, den Bürgerinnen und Bürgern beizu-
stehen.
Danke für Ihren Einsatz! Auch 2013 gilt:

„United we stand – divided we fall“.
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Rahmenvertrag –
Betriebsunterbrechungsversicherung

D er ÖRAK hat einen weiteren Rahmenvertrag für
eine Betriebsunterbrechungsversicherung abge-

schlossen. Ab sofort besteht daher für alle in die Liste
einer österreichischen Rechtsanwaltskammer einge-
tragenen Rechtsanwälte und alle niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte die Möglichkeit, eine Be-
triebsunterbrechungsversicherung bei der UNIQA
oder bei der WIENER STÄDTISCHEN abzuschlie-
ßen.

Die Leistung erfolgt bei einer vollständigen oder
teilweisen Unterbrechung des Betriebes infolge 100%-
iger Arbeitsunfähigkeit nach Krankheit, Unfall oder

Quarantäne. Auch bei einer teilweisen Unterbrechung
des Betriebes wird geleistet.

Mit der Wiener Städtischen konnte die Zusatz-
vereinbarung getroffen werden, auch psychische und
psychosomatische Erkrankungen und Störungen abzu-
decken.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem In-
ternen Bereich (6. Versorgungseinrichtung), wo Sie die
Rahmenverträge mit den jeweils zu Grunde liegenden
Versicherungsbedingungen sowie die jeweils zuständi-
gen Ansprechpersonen finden.

BT

Zusatzpension Teil B
Befreiungs- und Ermäßigungsantrag

F ür einen Antrag auf Beitragsbefreiung oder Ermä-
ßigung des Beitrages für das Jahr 2013 für die

„Zusatzpension Teil B“ steht Ihnen ab sofort ein ent-
sprechendes Formular unter www.rechtsanwaelte.at
im Internen Bereich (6. Versorgungseinrichtung) zur
Verfügung. Bei Verwendung dieses Formulares ver-
ringern sich Ihre individuellen Verwaltungskosten
um a 2,31.

Beachten Sie bitte, dass Befreiungen und Ermäßi-
gungen jeweils nur für ein Beitragsjahr gelten und ge-
gebenenfalls im Folgejahr ein neuerlicher Antrag zu
stellen ist. Ebenso darf auf die in § 12 der Satzung
Teil B Ihrer Rechtsanwaltskammer vorgesehenen
Fristen für die Antragstellung hingewiesen werden.
Um Ihnen bereits bei der ersten Vorschreibung, die
Anfang Februar erfolgt, den herabgesetzten Jahresbei-
trag mitteilen zu können, muss die Antragstellung
bis zum 31. 1. 2013 erfolgen! Der ausgefüllte Antrag
ist an die Rechtsanwaltskammer Ihres Bundeslandes
zu übermitteln.
Einzugsermächtigung

Durch Erteilung einer Einzugsermächtigung können
Sie die individuell bei Ihrem Pensionskonto Teil B an-
fallenden Verwaltungskosten um a 2,28 pro Jahr ver-
ringern.

Die Einzugsermächtigung ist mittels eines Formula-
res, das Sie ebenfalls unter www.rechtsanwaelte.at im

Internen Bereich (6. Versorgungseinrichtung) finden,
der Rechtsanwaltskammer Ihres Bundeslandes bekannt
zu geben.

Kontonachricht elektronisch abrufbar
Seit Juni 2008 besteht die Möglichkeit, auf elektron-
ischem Wege Einsicht in die Kontonachricht zu neh-
men. Hierfür wählen Sie bitte den Menüpunkt „Zu-
satzpension Teil B“ im Login-Bereich von www.
rechtsanwaelte.at aus.

Derzeit finden Sie dort Ihre Kontonachricht per
31. 12. 2011. Wenn der Auszug von Ende 2012 vor-
liegt, werden wir Sie gesondert informieren.

BT
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Werbung und PR

NEU 

NEU 

NEU 

NEU 

NEU 

 

An die           Fax: 01 / 535 12 75-13 
RADOK Gesellschaft für Organisation, 
Dokumentation und Kommunikation 
Gesellschaft m.b.H. 
Tuchlauben 12 
1010 Wien 
 
 
Hiermit bestelle ich                   (Preise netto in Euro) 
 
 

 

 

 

zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung.  
 

Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH unter der Fax-Nummer 01 / 535 12 75-13. 

Name bzw Firma 

Straße Plz/Ort 

 
Datum Unterschrift 

Artikel Beschreibung Preis netto/ 
Stk. Anzahl Gesamt 

Gummiparagraphen 

Haribo-Fruchtgummis in 
Paragraphenform, bunte 
Mischung, ein 8g Minibeutel 

0,20 
  

100 Minibeutel im praktischen 
Klarsicht-Kunststoffeimer 20,00   

Ansteck-Pin „R“ R-Logo ausgestanzt als 
Ansteck-Pin,  Ø: ca 15mm 2,50   

Lanyard 
(Trageschlaufe) 

blau mit Aufdruck 
www.rechtsanwaelte.at, mit 
Karabiner Länge: 45 cm (ohne 
Karabiner) 

1,50 
  

Regenschirm 
Golf- und Gästeschirm, 
marineblau, Fiberglas, 
teflonbeschichtet, mit Aufdruck, 
Ø: 120cm  

20,00 
  

Schlüsselanhänger blau mit Aufdruck, Pfeife mit 
roter LED Leuchte 1,10 

  

Schirmkappe 
dunkelblau 
vorne: R-Logo 
hinten: www.rechtsanwaelte.at 
verstellbare Größe

10,00 
  

Post It Haftnotizblock DIN A7, weiß, mit Aufdruck 
50 Blatt 1,75   

Schreibblock A4, weiß, mit Aufdruck 
50 Blatt kopfgeleimt 2,00   

Kugelschreiber Blau, mit Aufdruck 0,75   

Aufkleber Logo 
Maße: 8 x 8 cm 1,00   

USB-Stick Sonderform R-Logo in 3D, 8 GB 
Datenvolumen, USB 2.0 7,50   

Brillenputztuch 
blau mit Aufdruck “Für den 
Durchblick im 
Paragraphendschungel” Maße: 
15 x 21 cm 

2,20   

Summe netto     

+ 20% USt      

GESAMT     

B E S T E L L F O R M U L A R    W E R B E A R T I K E L
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Inland

10. Jänner 2013 INNSBRUCK
Rechtsupdate uibk:Die neue Immobilienbesteue-
rung in Einkommen-, Umsatz- und Grunder-
werbsteuer
o. Univ.-Prof. Dr. Reinhold Beiser

14. bis 19. Jänner 2013 WIEN
Institut für Österreichisches und Internationales
Steuerrecht: The Practice of Double Tax Trea-
ties in Case Studies
Referententeam

15. Jänner 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Grundlehrgang (BU-Kurs),
Beginn
Referententeam

16. Jänner 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung Privatkonkurs
Referententeam

18. und 19. Jänner 2013 WIEN
Institut für Österreichisches und Internationales
Steuerrecht:
Conference: Developing a Tax Environment for
Growth and Competitiveness

23. Jänner 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

23. Jänner 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Der Leistungsverzug und die damit eng zusam-
menhängende Vertragsstrafe
HR Prof. Dr. Franz Hartl, Vize-Präs. Dr. Horst Schlos-
ser

24. Jänner 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar
Kurrentien-Spezialseminar
(Forderungseintreibung für Banken und Kredit-
institute)
RA Dr. Valzachi

24. Jänner 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Vertragsrecht aktuell
RAMag. Simone Petsche-Demmel, RA Dr. Georg Kres-
bach

24. und 25. Jänner 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Neuerungen & aktuelle Entwicklungen im Ar-
beitsrecht
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

29. Jänner 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Kurrentien-Spezialseminar
(Vertretung von Hauseigentümern und Hausver-
waltungen)
RA Dr. Valzachi

7. bis 9. Februar 2013 WIEN
41. Europäische Präsidentenkonferenz

11. und 12. Februar 2013 SALZBURG
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
WGG-Grundkurs
Dr. Georg Arthold, Dr. Wolfgang Dirnbacher

14. Februar 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Compliance im Arbeitsrecht – Arbeitsrecht-
liches Schutzschild gegen Haftungen & Kosten
RA Dr. Philipp Maier, LL.M., Mag. Roman Sartor,
M.B.L.

20. Februar bis 17. April 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Compliance Management für Führungskräfte
Referententeam

21. Februar 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
BVergG & Novelle 2013
Dr. Michael Fruhmann

21. Februar 2013 WIEN
Business Circle: AG-Hauptversammlung 2013
Die bewährte Gelegenheit Zweifelsfragen vor der
nächsten HV zu klären und aktuelle Entwicklungen
vorausschauend zu beleuchten. Kompakt. Prägnant.
Intensiv.
Referenten: 7-köpfiges Referententeam, fachliche Lei-
tung: Notar Dr. Rupert Brix

25. Februar 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Exekution I
RA Dr. H. P. Wachter, Dipl.-Rpfl. ADir. Dworak

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/01

Termine

Menschlich betreut  Würdevoll begleitet

F U R T N E R
Bestattung

Schwaigergasse 25, 1210 Wien
Tel. 01/255 99 19, Fax: DW 100

office@bestattungsunternehmen.co.at 
www.bestattungsunternehmen.co.at

Menschliche  
Betreuung und 
Begleitung im 

Trauerfall

Wir sind unter 
Tel. 01/255 99 19 

rund um die Uhr und 
aus vollem Herzen 

für Sie da!  
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26. und 27. Februar 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Finanzstrafrecht
Referententeam

26. Februar bis 13. Juni 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
M & A Akademie (Module einzeln buchbar)
Referententeam

4. März 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Exekution II
RA Dr. H. P. Wachter, Ri Dr. Schaumberger

7. März 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
UN-Kaufrecht & Internationales Schiedsver-
fahren
RA Friederike Schäfer, RA Dr. Markus Schifferl,
LL.M.

7. und 8. März 2013 INNSBRUCK
Rechtsupdate uibk am OLG Innsbruck: Seminar
„Aktuelle Entwicklungen im Arbeits- und Sozi-
alrecht“

14. März 2013 INNSBRUCK
Rechtsupdate uibk: Aktuelle Entscheidungen zum
Kreditsicherungsrecht
Univ.-Prof. Dr. Hubertus Schumacher

15. März 2013 INNSBRUCK
Rechtsupdate uibk:Workshop „Grenzüberschrei-
tende Forderungsbesicherung: Österreich-Ita-
lien“
Prof. Dr. Francesco A. Schurr, Dr. Thomas Seeber Masci

19. März 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar What’s news?
Referententeam

21. März 2013 WIEN
Business Circle: Kapitalmarktrecht 2013
16-köpfiges Referententeam, fachliche Leitung: Univ.-
Prof. Dr. Susanne Kalss, LL.M.

21. März 2013 LINZ
18. Finanzstrafrechtliche Tagung
Referententeam

21. und 22. März 2013 ZELL AM SEE
Karl Spielbüchler-Gedächtnis-Tagung
Referententeam

22. März 2013 WIEN
Business Circle: Aufsichtsratsbriefing
Referenten: 6-köpfiges Referententeam, fachliche Lei-
tung: Univ.-Prof. DDr. Waldemar Jud

4. April 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Einführung
RA Dr. E. Schön

4. bis 6. April 2013 WIEN
European Center of Tort and Insurance Law:
12th Annual Conference on European Tort Law
(ACET)

22. April 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Grundbuch III
Dipl.-Rpfl. RegR Jauk

6. Mai 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Firmenbuch
RA Dr. Heliczer, Dipl.-Rpfl. ADir Szöky

14. Mai 2013 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
ÖRAV-Seminar Insolvenzverfahren
RA Dr. T. Engelhart

Ausland

25. bis 26. Jänner 2013 VERONA
Union Internationale des Avocats (UIA):
Seminar: Businesses in Difficulty and Restructu-
ring of Bank Debts

7. bis 9. März 2013 BASEL
Association Internationale des Jeunes Avocats
(AIJA): 5th AIJA Annual Arbitration Conference

22. bis 25. Mai 2013 HELSINKI
Association Internationale des Jeunes Avocats
(AIJA): Conférence semestrielle

4. bis 9. Juni 2013 CILENTO/ITALIEN
Eurolawyers: Lawyers European Football Cup

7. bis 16. Juni 2013 UMAG, KROATIEN
1st World Lawyers Games

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 22 ff.

Termine
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" §§ 1, 189, 343 Abs 3 UGB; § 1 KSchG:
Zur Unternehmereigenschaft der GmbH & Co KG

1. Bei identen Geschäftszweigen derGmbH&Co
KG und ihrer Komplementärgesellschaft ist die
Unternehmereigenschaft der KG schon aufgrund
des Umstands zu bejahen, dass gerade für dieselbe
Tätigkeit auch eine eigene Kapitalgesellschaft, die
Komplementärin, gegründet wurde.
2. Mangels Privatlebens kann eine eingetragene
Personengesellschaft nicht privat vermieten.
3. Die unternehmerische Tätigkeit einer eingetra-
genen Personengesellschaft beginnt mit Aufnahme
des Geschäftsbetriebs; darunter fällt auch der Auf-
bau des Betriebs.Nach § 343Abs 3UGBgelten ledig-
lich dieVorbereitungsgeschäfte natürlicher Perso-
nen nicht als unternehmensbezogene Geschäfte.
4. Eine Mindestorganisation, ein Mindestmaß an
Geschäftstätigkeit oder das Vorhandensein von
Mitarbeitern ist für die Qualifikation einer Ge-
sellschaft als Unternehmer nicht entscheidend,
sondern nur die Regelmäßigkeit und Methodik der
ausgeübten Tätigkeit.
OGH 16. 2. 2012, 6 Ob 203/11p GesRZ 2012, 266
(Schenk/Linder) = wbl 2012, 409.

Der OGH führt in dieser E – durchaus überraschend und
wenig überzeugend – aus, dass für die Unternehmerqua-
lifikation einer Kapitalgesellschaft & Co schon der idente
Geschäftszweig der Gesellschaft und ihrer Komplemen-
tärgesellschaft ausreiche. Indes ist der Zusammenhang
zwischen dem Geschäftszweig der Komplementärgesell-
schaft und der Unternehmereigenschaft der Personenge-
sellschaft nicht wirklich ersichtlich. Für die Unternehmer-
eigenschaft der Personengesellschaft kann es wohl keine
Relevanz haben, ob der Geschäftszweig der Komplemen-
tärgesellschaft mehr oder minder zufällig jenem der Per-
sonengesellschaft entspricht. Auch das vom OGH dazu
vorgebrachte Argument, dass eine auf Dauer angelegte
Organisation selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit iSd
§ 1 Abs 2 UGB bei der Gesellschaft bereits in dem Um-
stand vorliege, dass zur Ausübung eben dieser Tätigkeit
auch eine eigene Kapitalgesellschaft, die Komplementärin,
gegründet wurde, kann diese Ansicht per se nicht wirklich
tragen. Es könnte die Komplementärin ja auch selbst für
sich tätig werden, ohne ein Geschäft für die KG abzu-
schließen [das für die Komplementärin bestehende Wett-
bewerbsverbot kann eingeschränkt oder ausgeschlossen
werden]. Der Umstand, dass beide Gesellschaften den
identen Geschäftszweig haben, kann daher ebenso gut ge-
gen die Auffassung des OGH sprechen. Wäre hingegen
der Geschäftszweig der Komplementärgesellschaft die
Führung der Geschäfte für andere, insbesondere für die
betroffene Personengesellschaft, dann könnte die Argu-
mentation des OGH, dass zur Ausübung dieser Tätigkeit
– nämlich der Tätigkeit der Personengesellschaft [nur auf

deren Tätigkeit kann es ankommen] – eine eigene Kapi-
talgesellschaft gegründet wurde, eher nachvollzogen wer-
den. (Saurer)

" § 2 GmbHG; §§ 1, 3 FBG:
GmbH-Gründung (Vorgesellschaft) – Eintragung der
Vertretungsbefugnis

1. Das Gesetz regelt die in das Firmenbuch einzutra-
genden Tatsachen abschließend.
2. Geschäftsführer der Vorgesellschaft können
nicht in das Firmenbuch eingetragen werden; dage-
gen spricht schon der Grundsatz, dass auch eine Ein-
tragung der Vorgesellschaft im Firmenbuch nicht
vorgesehen ist.
3. Die Publizitätswirkungen des § 15 UGB umfas-
sen lediglich den Firmenbuchstand im Zeitpunkt
der Vornahme des Rechtsgeschäfts.Der Verkehrs-
schutz kann nicht nachträglich begründet werden.
OGH 22. 6. 2012, 6 Ob 97/12a ecolex 2012/327
(Weber) = JAP 2012/2013/4 (Rauter) = JusGuide
2012/31/10224 = NZ 2012/116 = wbl 2012/224.

Die Frage, mit welchem Zeitpunkt der Beginn der Ver-
tretungsbefugnis des Geschäftsführers einer neu gegrün-
deten GmbH im Firmenbuch einzutragen ist, hat wohl
schon jeden Berater, der mit der Gründung einer GmbH
betraut wurde, beschäftigt. An und für sich erscheint es
naheliegend zu sein, dass die Vertretungsbefugnis des Ge-
schäftsführers der GmbH erst mit der Eintragung der
GmbH in das Firmenbuch beginnen kann, da auch die
GmbH erst mit diesem Zeitpunkt entsteht. Daran ändert
auch der Umstand, dass bereits die Vorgesellschaft nach
herrschender Auffassung am Rechtsverkehr teilnehmen
kann und als solche vom präsumtiven Geschäftsführer
der GmbH vertreten wird, nichts. Der OGH hat dazu
nun klar ausgeführt, dass schon aus der Tatsache, dass eine
Eintragung der Vorgesellschaft im Firmenbuch nicht vor-
gesehen ist, folgt, dass auch die Vertreter der Vorgesell-
schaft nicht in das Firmenbuch eingetragen werden kön-
nen. Für die Praxis ist damit klargestellt, dass der Beginn
der Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer dem Datum
der Eintragung der GmbH im Firmenbuch entspricht. In
der Firmenbuchanmeldung der neu gegründeten GmbH
wird dieses Datum daher auch freigelassen und vom Fir-
menbuchgericht ergänzt. Üblich ist, dass in der Firmen-
buchanmeldung folgende Formulierung verwendet wird:
„N.N. vertritt seit [Datum der Eintragung in das Fir-
menbuch] . . .“. (Saurer)

" § 75 AktG:
Abberufung eines Vorstandsmitglieds: Grobe Pflicht-
verletzung

1. Es hängt von den Umständen des Einzelfalls ab,
ob die Abberufung eines Vorstandsmitglieds durch
den Aufsichtsrat begründet ist.
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2. Mangelnde Offenheit gegenüber dem Auf-
sichtsrat stellt eine grobe Pflichtverletzung dar,
die zur Abberufung führen kann.
OGH 24. 5. 2012, 6 Ob 83/12 t ecolex 2012/364 =
GES 2012, 338 = JusGuide 2012/30/10206.

" §§ 874, 1295 Abs 2, §§ 1300 f ABGB; §§ 84, 255
AktG:
Außenhaftung des Vorstandsvorsitzenden

1. Unabhängig davon, ob zwischen dem listig Irre-
geführten und dem Irreführenden ein Vertrags-
verhältnis besteht oder nicht, stellt § 874 ABGB
eine Schadenersatzgrundlage dar.
2. EinOrganmitglied haftet nach allgemeinem De-
liktsrecht nach außen, wenn es neben der Pflicht-
verletzung gegenüber der Gesellschaft zugleich eine
Gläubigerschutznorm verletzt hat.
3. Für die Außenhaftung reicht die Mit- oder Bei-
tragstäterschaft aus.
4. § 255 AktG stellt ein Schutzgesetz dar, das Scha-
denersatzansprüche nach sich ziehen kann. Auch ein
Beauftragter kann demzufolge nach außen haften.
5. Beauftragter iSd § 255 AktG ist eine Person, die
vom Vorstand, vom Aufsichtsrat oder vom Abwickler
mit der Bekannt- bzwWeitergabe von Informati-
onen über die Gesellschaft betraut ist. Dies gilt
unabhängig von ihrer Stellung in der Gesell-
schaft.
6. § 48 Abs 1 Z 2 und § 48d Abs 1 BörseG richten
sich unmittelbar an den Emittenten.
OGH 16. 5. 2012, 5 Ob 146/11y ecolex 2012/360 =
ÖBA 2012/1860 = JusGuide 2012/37/10347 = Jus-
Guide 2012/37/10335 = JusGuide 2012/37/10336.

" §§ 1175 ff, 1183, 1215 ABGB:
Auflösung der GesBR

1. Ein Gesellschafter, der treuwidrig Gesell-
schaftsvermögen an sich bringt, ist gegenüber
dem anderen Gesellschafter schadenersatzpflich-
tig. Dies gilt auch, wenn nur Teile des Gesell-
schaftsvermögens vor der Teilung veräußert oder
von einem Gesellschafter allein an sich gebracht
wurden.
2. Es ist zulässig, dass das Gericht zur Abkürzung
der Abwicklung die Hälfte dessen zuspricht, das
ein Gesellschafter vorher eigenmächtig an sich ge-
nommen hat, wenn die Gesellschaft bürgerlichen
Rechts bereits aufgelöst ist.
OGH 26. 4. 2012, 1 Ob 66/12 f ecolex 2012/361 =
RdW 2012/565.

" §§ 75 f AktG:
Auflösung von Vorstandsverträgen

1. Der Widerruf der Bestellung als Vorstand kann
zugleich auch eine Auflösung des Vorstandsver-
trags sein.

2. Auch wenn kein wichtiger Grund für die Auflö-
sungserklärung vorliegt, kommt dieser Lösungswir-
kung in Bezug auf den Vorstandsvertrag zu.
3. Eine solche unberechtigte Auflösungserklärung
löst Schadenersatzansprüche aus. Es steht jedoch
keine Fortzahlung des Entgeltes zu.
OGH 29. 9. 2011, 8 Ob 134/10d EvBl-LS 2012/18
= ecolex 2012/329 = GES 2011, 442 = JusGuide
2011/43/9325 = NZ 2012/52 = RdW 2012/97 =
RdW 2012/121 = RWZ 2011/87.

" § 37 StPO:
Kompetenzkonflikt bei diversioneller Erledigung = EvBl
2012/128

Die den Konnexitätstatbestand des § 37 Abs 3 StPO
auslösende Anhängigkeit des Hauptverfahrens wird
durch ein noch nicht mit EinstellungsB beendetes
„Diversionsverfahren“ nicht berührt.
OGH 12. 6. 2012, 11 Ns 32/12p.

" § 84 Abs 2 StPO (§ 88 Abs 1, § 284 Abs 1, § 285
Abs 1, § 294 Abs 1 und 2, § 466 Abs 1, § 467 Abs 1
StPO):
Per E-Mail erfolgte Rechtsmittelanmeldung = EvBl
2012/129

Gemäß § 84 Abs 2 StPO können, „soweit im Einzel-
nen nichts anderes bestimmt wird“, RM, Rechtsbe-
helfe und alle sonstigen Eingaben an KriminalPol,
StA und Gericht (nur) schriftlich, per Telefax oder
im elektronischenRechtsverkehr eingebracht werden.
Einbringung durch E-Mail ist daher nicht zulässig.
OGH 12. 6. 2012, 14 Os 51/12 z (LG Feldkirch
24 Hv 104/11a).

" § 281 Abs 1 Z 5 zweiter Fall StPO:
Erörterungspflicht bei widerstreitenden Beweisergeb-
nissen = EvBl-LS 2012/146

Stimmen mit Bezug auf eine entscheidende Tatsache
die Beweisergebnisse nicht überein, ist bei sonstiger
Unvollständigkeit der Grund anzugeben, warum
die der getroffenen Feststellung widerstreitenden
Beweisergebnisse nicht überzeugen konnten.
OGH 15. 5. 2012, 14 Os 38/12p.

" § 29 StGB:
Wegfall einer bei einer anderen von § 29 StGB erfass-
ten Tat begründeten Qualifikation ändert nichts an
der Subsumtion = EvBl-LS 2012/147

Nimmt das SchöffenGmehrere je für sich nach § 147
Abs 1 Z 1 erster Fall StGB qualifizierte Taten an,
wird aber nur die Begehung eines Teils dieser Taten
unter Benützung einer falschen oder verfälschten
Urkunde aus § 281 Abs 1 Z 5 StPO bestritten, so
steht keine entscheidende Tatsache in Frage, weil
die nach § 29 StGB zu bildende Subsumtionseinheit
davon unberührt bleibt.
OGH 15. 5. 2012, 14 Os 45/12 t.
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" Art 6 Abs 1 u 3 lit d MRK = MRK 2012/8:
Wahrung der Verteidigungsrechte bei Aussageent-
schlagung des Opfers eines Sexualdelikts in der Haupt-
verhandlung (§ 152 Abs 1 Z 2a StPO)

Die Verteidigung muss sich darüber im Klaren gewe-
sen sein, dass Frau K, nach der kontradiktorischen
Befragung im Vorverfahren, die Möglichkeit hatte,
sich in der HV der Aussage zu entschlagen. Dass
der Bf Frau K nicht mit den in der HV gemachten
Aussagen konfrontieren konnte, hat seine Verteidi-
gungsrechte nicht in einem unvertretbaren Ausmaß
eingeschränkt.
EGMR 10. 5. 2012, 28328/03, Aigner/Österreich.

" § 302 Abs 1 StGB (§ 1 DSG; § 18 MeldeG):
Privatrecherche in dienstlichen Dateien als Missbrauch
der Amtsgewalt = EvBl 2012/136

Befugnismissbrauch ist strikt vom überschießenden
Rechtsschädigungsvorsatz zu unterscheiden. Hat
sich der Vorsatz eines seine dienstliche Befugnis zu
ZMR-Abfragen für private Zwecke wissentlich miss-
brauchenden Angekl nur auf allgemein zugängliche
Daten – also solche, hinsichtlich derer das Zentrale
Melderegister ein öff Register ist (§ 16 Abs 1 Mel-
deG) – erstreckt, ist kein konkretes Recht berührt,
weder ein demGeheimnisschutz des DSG unterwor-
fenes Recht des Betroffenen noch ein konkretes
Recht des Staats auf Gebühren. Davon abgesehen
kann der unmittelbare Täter nur dann iSd § 302
Abs 1 StGB mit auf Schädigung des Staats an dessen
Gebührenanspruch gerichtetem Vorsatz handeln,
wenn er zu der den Gebührenanspruch auslösenden
Amtshandlung befugt ist.
OGH 18. 6. 2012, 17 Os 1/12v (LGSt Wien 51 Hv
37/11z).

" § 879 Abs 3, § 1479 ABGB:
Gültigkeitsdauer von Gutscheinen – Verfall nach zwei
Jahren kann sittenwidrig sein

Grundsätzlich endet das Recht, mit einem Gutschein
aus dem Warensortiment des Ausstellers Waren zu
beziehen, innerhalb von 30 Jahren. Die Vereinba-
rung einer kürzeren als der gesetzlichen Verjäh-
rungsfrist wird zwar für zulässig erachtet, uneinge-
schränkt zulässig soll aber die Fristverkürzung nur
dann sein, wenn sie zwischen zumindest annähernd
gleich starken Vertragspartnern individuell verein-
bart wurde. Verfallsklauseln sind dann sittenwidrig,
wenn sie die Geltendmachung von Ansprüchen ohne
sachlichen Grund übermäßig erschweren.
Im gegenständlichen Fall deckte der vom Gut-
schein-Erwerber bezahlte Geldbetrag das Entgelt
für die verbriefte Leistung und für eine konkrete
Tätigkeit (eines Partnerunternehmens des Gut-
schein-Ausstellers) ab. Wird nun die Leistung in-
nerhalb von zwei Jahren nicht abgerufen, so kommt

dem Gutschein-Aussteller bereits am der Verfalls-
frist folgenden Tag der Gesamtbetrag zugute. Er
ist um das Entgelt für die verbriefte Leistung berei-
chert, ohne dass es dafür einen sachlich gerecht-
fertigten Grund gibt. Durch die in den Klauseln
vorgesehene Verfallsfrist tritt eine gröbliche Be-
nachteiligung des Vertragspartners ein. Die Ver-
fallsklauseln wurden demnach als sittenwidrig ange-
sehen.
OGH 28. 6. 2012, 7 Ob 22/12d ecolex 2012/383.

" §§ 1295 ff ABGB:
Haftung des Rechtsanwalts, wenn er die Einvernahme
von Zeugen nicht beantragt

Der an einem Verkehrsunfall schuldlose Kl machte
(neben Schmerzengeld) auch den Fahrzeugschaden
geltend. Der verkehrstechnische Sachverständige
kam zum Ergebnis, dass die von ihm rekonstruier-
ten Geschwindigkeiten mit den Schäden, insbeson-
dere jenen am Klagsfahrzeug, nicht zusammenpass-
ten. Trotz eines nochmaligen Hinweises des Kl an
seinen Vertreter, seine Eltern und seine Freundin
könnten die Vorschadensfreiheit seines Fahrzeugs
bezeugen, beantragte der Klagevertreter deren Ein-
vernahme als Zeugen nicht. Der Kl verlor (in Be-
zug auf die Fahrzeugschäden) den Prozess und
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wurde vom ErstG wegen §§ 15, 146 StGB ange-
zeigt. Im nunmehrigen Haftungsprozess machte
der Kl den Schaden geltend, der ihm dadurch, dass
sein seinerzeitiger Vertreter im Vorprozess die Ein-
vernahme der gewünschten Zeugen für die Vor-
schadensfreiheit seines Kfz nicht beantragt hat, er-
wachsen sei.
Auch in Bezug auf die Kosten des Strafverfahrens
(das mit Freispruch endete) wurde die bekl Rechtsan-
waltskanzlei zum Ersatz verpflichtet. Ihre Revision
hat der OGH zurückgewiesen. Fragen, ob im Einzel-
fall ein Schaden noch als adäquate Folge eines schä-
digenden Ereignisses anzusehen ist, seien nur dann
revisibel, wenn die angefochtene E auf einer gravie-
renden Fehlbeurteilung beruht, was hier nicht der
Fall sei.
OGH 25. 10. 2012, 2 Ob 208/12w.

" § 879 Abs 1 und 3 ABGB; §§ 13, 15 KSchG:
Unwirksamkeit eines Kündigungsverzichtes bei einem
Fitnessstudio

In dieser E sah der OGH eine Klausel als unwirk-
sam an, nach welcher Kunden eines Fitnessstudios

für 24 oder 36 Monate einen Kündigungsverzicht
abgaben.
Für den OGH war maßgeblich, dass der Kunde des
Fitnessstudios im Fall der Vereinbarung eines Kün-
digungsverzichts lediglich den Vorteil eines niedri-
geren Monatsbeitrags genießt. Dem stehe jedoch
der Umstand gegenüber, dass der Kunde ohne Mög-
lichkeit eines vorzeitigen Auflösungsrechts aus wich-
tigem Grund an den Vertrag für die gesamte Dauer
des vereinbarten Kündigungsverzichts gebunden sei
und darüber hinaus die Mitgliedsbeiträge für diesen
Zeitraum selbst dann zu zahlen habe, wenn er die
Leistungen des Fitness-Studios aus wichtigen, in sei-
ner Person gelegenen Gründen nicht in Anspruch
nehmen könne. Vor diesem Hintergrund seien die
Vorinstanzen im Ergebnis zutreffend davon ausge-
gangen, dass die in der Mitgliedsvereinbarung vorge-
sehenen Klauseln für die Vereinbarung eines Kündi-
gungsverzichts über 24 und 36 Monate als unange-
messen lang iSd § 6 Abs 1 Z 1 zweiter Fall KSchG
anzusehen sind.
OGH 29. 5. 2012, 9 Ob 69/11d ecolex 2012/382 =
Zak 2012/599, 315.
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Der „Rosenkavalier“ ist eine der beliebtesten und meistgespielten Opern des 20. und 21. Jahrhun-
derts; sein Schöpfer-Duo Strauss/Hofmannsthal hat Musik- bzw. Literaturgeschichte geschrieben 
und die Salzburger Festspiele mitbegründet.

Karl Korinek, Musikkenner und Präsident der „Freunde der Wiener Staatsoper“, hat den „Rosenka-
valier“ schon Dutzende Male gehört. Mit leichter Feder nähert sich der ehemalige Verfassungsge-
richtshof-Präsident nun diesem Werk, das gleichsam zum Kernbestand der österreichischen Kultur 
zählt. Wie entstand es? Was kann uns der „Rosenkavalier“ heute sagen? Und Korinek wäre nicht 
Korinek, hätte er nicht – wie in seinem Bestseller „Der Onkel Julius“ – auch einige Anekdoten 
rund um die Oper parat.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Karl Korinek

Der Rosenkavalier
Eine wienerische Maskerad’ – und weiter nichts?
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Persönlichkeitsschutz in Neuen Medien –
Facebook, Google & Co*)
RA Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Salzburg.

Twittern Sie noch oder (eigen-)bloggen Sie schon? Bist Du auf Facebook, XING oder Youtube? Wer drin ist, ist in,
wer draußen ist, gilt als „uncool“, insbesondere unter Jugendlichen.1) Der Persönlichkeitsschutz und dessen (pri-
vatrechtlichen) Regeln gehören nicht zu den Stärken der globalen Social Networks. Der folgende Beitrag zeigt
einige „internetspezifische Eingriffe“ in die seit mehr als zweihundert Jahren verbrieften privaten Persönlich-
keitsrechte auf und versucht das Bewusstsein zu schärfen und zur breiten Diskussion in der Anwaltschaft anzu-
regen.

I. Begriffsbestimmungen und
technische Grundlagen

1. Social Media/Soziale Netzwerke

Der Begriff „Social Media“ ist äußerst schillernd, doch
gibt die Art 29-Gruppe2) eine für datenschutzrechtliche
Überlegungen passende Definition: „Kommunikati-
onsplattformen im Online-Bereich, die es dem Einzel-
nen ermöglichen, sich Netzwerken von gleich gesinn-
ten Nutzern anzuschließen bzw solche zu schaffen“.3)
Davon ausgehend bietet die Facebook, Inc einen
Dienst der Informationsgesellschaft iSd Art 1 Nr 2
der Informations-RL4) an, wodurch sich das Anwen-
dungsfeld der Datenschutz-RL, aber auch der E-Com-
merce-RL eröffnet. Die Merkmale der Social Media
sind im Wesentlichen:5)
" Die Nutzer werden aufgefordert, personenbezogene
Daten zur Erstellung einer Beschreibung von sich
selbst bzw eines selbst generierten persönlichen
„Profils“ anzugeben;

" soziale Netzwerkdienste bieten auch Funktionen an,
mit denen die Nutzer ihr eigenes Material (selbst ge-
nerierte Inhalte wie zB Bilder oder Tagebuchein-
träge, Musik- und Videoclips oder Links zu anderen
Websites) dort veröffentlichen können;

" die Nutzung der sozialen Netzwerke erfolgt über die
jedem Nutzer bereitgestellten Funktionen samt
Kontaktliste bzw Adressbuch, mittels derer die Ver-
weise auf die anderen Mitglieder der Netzgemein-
schaft verwaltet und zu Interaktionen mit diesen ge-
nutzt werden können.

Unabhängig von der wirtschaftlichen Notwendigkeit
bzw der werblichen Nutzung des Engagements in sozi-
alen Netzwerken müssen sich Unternehmer und pri-
vate Nutzer mit rechtlichen Fragestellungen auseinan-
dersetzen, die sich bei Aktionen in sozialen Netzwerken
ergeben können. Obwohl es auch im Bereich der sozia-
len Netzwerke zunehmend Rsp gibt, die im Folgenden
(ohne Anspruch auf Vollständigkeit) dargestellt wird,

ist die Urteilsdichte noch recht gering, weshalb eine ge-
wisse Unsicherheit bestehen bleibt.

Die Einbindung von Anwendungen sozialer Netz-
werke, also sog „Apps“ in Unternehmensauftritte, wie
„like-buttons“ oder vom Unternehmer selbst erstellter
Nutzerbewertungen für Produkte, sog „fake-Bewer-
tungen“ oder „Astroturfing“ bzw „Spoofing“ sind nur
einige der Herausforderungen, die aktuell öffentliche
Aufmerksamkeit erregt haben.

Gleiches gilt für den Bereich des Social-Media-
Marketing, also der Werbung in sozialen Netzwerken,
wofür mitunter persönlichkeitsrechtliche Grenzen zu
beachten sind, die von vielen nicht erwartet werden.

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/01
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*) Der Beitrag geht auf einen Vortrag des Verfassers beim AWAK Semi-
nar „Im Mittelpunkt – der Mensch. Schutz der Privatsphäre, der Per-
sönlichkeitsrechte, der Daten und der Grundrechte“ vom 4. 10. bis
6. 10. 2012 im Stift Melk zurück.

1) Adamek, Die facebook-Falle –Wie das soziale Netzwerk unser Leben
verkauft (2011) 44: „Wenn Jugendliche nicht in sozialen Netzwerken
sind, sind sie out und das nicht nur in sozialen Netzwerken, sondern
sie gelten auch unter Schulfreunden in der realen Welt als Outsider“.

2) Die „Artikel 29 Datenschutzgruppe“ ist ein unabhängiges Gremium,
das die EU-Kommission in Datenschutzfragen berät und durch
Art 29 DS-RL unionsrechtlich verankert ist. Näheres unter der höchst
informativen Website http://ec.europa.eu/justice/data-protection/
article-29/index_de.htm (23. 10. 2012).

3) Stellungnahme v 12. 6. 2009 zur „Nutzung soziale Online-Netz-
werke“, StN 5/2009, 01189/09/DE/WP 163, abrufbar unter http://
ec.europa.eu/justice/policies/privacy/docs/wpdocs/2009/
wp163_de.pdf (23. 10. 2012).

4) RL 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v
22. 6. 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Nor-
men und technischen Vorschriften, ABl L 1998/204, 37.

5) Stellungnahme v 12. 6. 2009 zur „Nutzung soziale Online-Netz-
werke“, StN 5/2009, 01189/09/DE/WP 163, abrufbar unter http://
ec.europa.eu/justice/policies/privacy/docs/wpdocs/2009/
wp163_de.pdf (23. 10. 2012).
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2. Übersicht zu den Nutzerplattformen
im „Web 2.0“

Typus Praxisbeispiele

Soziale, berufliche und
private Netzwerke

XING, StudiVZ,
meinVZ, wer kennt wen?,
MySpace, facebook,
twitter, Sankt Online

Virtuelle Spielewelten Second Life, World of
Warcraft, farmville

Video- und Foto-
communities

Youtube, clipfish,
sevenload, flickr

Weblogs Bildblog, lawblog, Basic
Thinking Blog, medien-
opfer.at

Wissensportale Wikipedia, jurawiki,
Wer-weiß-was, Ya-
hoo“Clever, salzburgwiki

Bewertungsportale Cia, Dooyoo, spickmich,
rottenneighbor, helpster,
„weisse liste“

Social Bookmarking Digg, Mister Wong, Furl,
delicious

Als typisches privates Netzwerk wird immer wieder Fa-
cebook genannt. Dabei handelt es sich um ein interna-
tionales soziales Netzwerk, bei dem der Nutzer ein
Profil mit Basisinformationen zu seiner Person anlegt
und dann Freunde oder Bekannte hinzufügt. Diese er-
halten in der Folge alle Informationen, die der Profilin-
haber auf seinem Profil veröffentlicht. Hierzu gehören
Statusmeldungen ebenso wie neu gewonnene Freund-
schaften/Bekannte („facebook-friends“), im Profil ein-
gestellte Bilder und Informationen über sonstige Akti-
vitäten auf der Plattform, wie das Verwenden sog Apps
(bestimmte „Applikationen“). Es gibt unterschiedliche
Arten solcher Anwendungen. Größtenteils sind sie pri-
vater Natur, wie das Spielen von Scrabble, Schach oder
die Teilnahme an Wissenstests. Andere Anwendungen
dienen der Vermarktung von Produkten oder Dienst-
leistungen, wie Fansites („facebook-Fanseite“) oder in-
teraktive Werbung. Hierzu gehört zB die Funktion,
eine besonders gelungene Werbung oder Unterneh-
menssite positiv zu bewerten, sie in das eigene Profil
einzubinden und so für alle Freunde oder Bekannten
zugänglich zu machen. !

II. Rechtsgrundlagen
1. Anwendbares Recht

Insbesondere bei Persönlichkeitsverletzungen im Inter-
net und seinen Diensten stellt sich die Frage nach dem
anwendbaren Recht. Dabei sind grundsätzlich zwei
Möglichkeiten der Anknüpfung zu beachten:

" Einerseits an die lex loci delicti analog § 13 Abs 2
IPRG, wonach das Recht jenes Staates zur Anwen-
dung gelangt, in dem die Verletzungshandlung ge-
setzt wurde. Es kommt also auf den Begehungs-
oder Handlungsort an.6)

" Andererseits kann auch an die „Ausweichklausel“ des
§ 48 Abs 1 Satz 2 IPRG angeknüpft werden. Demzu-
folge käme das Recht jenes Staates zur Anwendung,
zu dem die Parteien die „stärkere Beziehung“ haben.
Dadurch würde die Anknüpfung an den Erfolgsort
eröffnet werden.

In einer E führt der Oberste Gerichtshof7) dazu aus,
dass – gleichgültig ob Ansprüche gegen Eingriffe in
Persönlichkeitsrechte unmittelbar dem § 48 Abs 1
IPRG zu unterstellen sind als „außervertragliche Scha-
denersatzansprüche“ oder ob eine Analogie zu § 13
Abs 2 IPRG für den Schutz des Namens zu ziehen ist
– in beiden Fällen maßgeblicher Anknüpfungspunkt je-
ner Ort ist, an dem das beanstandete Verhalten gesetzt
wurde.8)

Im Verhältnis zu Verletzern aus dem Nicht-EU-
Raum verbleibt es bei dieser Regelung.

Seit 11. 1. 2009 bestimmt innerhalb der EU dasDe-
liktsstatut der Rom II-VO9) das anzuwendende Recht
im Fall der Verletzung von Persönlichkeitsrechten
nach folgender – arbeitsökonomischer – Prüfungsrei-
henfolge:
" keine beachtliche Rechtswahl nach Art 14 Rom II-
VO;

" keine typenspezifische Sonderanknüpfung (zB
UWG nach Art 6, Geistiges Eigentum nach Art 8
Rom II-VO);

" Geschädigter und Schädiger iwS zum Zeitpunkt des
Schadenseintritts nicht im selben Staat ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hatten;

" keine offensichtlich engere Verbindung zu einem an-
deren Recht;

" Erfolgsort (lex loci damni).
IdR ist daher das Recht des Schadenseintrittsorts für
das anzuwendende Sachrecht maßgeblich. Es ist zu be-
achten, dass die Rom II-VO eine Rück- undWeiterver-
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6) Dazu bereits OGH 10. 11. 1992, 4 Ob 89/92, Macht und Magie,
ecolex 1993, 159 = EvBl 1993/58 = MR 1995, 55 (Walter).

7) Beispielhaft OGH 19. 12. 2005, 8 Ob 108/05y, Systematische
Videoüberwachung, Zak 2006/125, 74 = ÖJZ-LSK 2006/79 = EvBl
2006/67, 376 (Noll) = RdW 2006/253, 273 = ecolex 2006/167,
385 = JBl 2006, 447 = MR 2006, 132 = ZfRV 2006/9, 72 =
RZ 2006, 130 = SZ 2005/185 = ZÖR 2006, 690 = MietSlg 57.003
= JUS Z/4125.

8) Vgl auch OGH 29. 8. 2002, 6 Ob 283/01p, Omofuma, ecolex 2003/
1, 18 = JBl 2003, 114 = MR 2002, 288 = RdW 2003/5, 14 =
SZ 2002/107 zum Fall eines Unterlassungsanspruches wegen ehr-
verletzender Äußerung.

9) VO (EG) 2007/864 des Europäischen Parlaments und des Rates v
11. 7. 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht (Rom II), ABl L 2007/199, 40.
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weisung, wie sie sonst das IPRG kennt, ausdrücklich in
Art 24 ausschließt.10)

Darüber hinaus ist eben zu beachten, dass urheber-
rechtliche Ansprüche nach Art 8 Rom II-VO nach
starrer Anknüpfung dem Schutzlandprinzip folgen, dh
nach dem Recht beurteilt werden, für dessen Gebiet
Schutz begehrt wird (lex loci protectionis).

Schließlich ist im Zuge des Gesetzgebungsprozesses
auf EU-Ebene ein Vorschlag zur Schaffung eines eige-
nen Statuts für die medienrechtliche Anknüpfung ge-
scheitert.11) Für die Verletzung der Privatsphäre und
der Persönlichkeitsrechte hätte grundsätzlich das Recht
des Ortes des angerufenen Gerichts (lex fori) Anwen-
dung finden sollen, falls die allgemeine Kollisionsnorm
des Art 4 Rom II-VO (also letztlich nach dem Erfolgs-
ort) zur Anwendung eines Rechts geführt hätte, das mit
den wesentlichen Grundsätzen der lex fori für die Mei-
nungs- und Informationsfreiheit unvereinbar gewesen
wäre.12)

2. Allgemeine und besondere Rechtsgrundlagen
Zu den Rechtsgrundlagen für den Schutz der Persön-
lichkeit zählen va §§ 16, 43, 1328a, 1330 ABGB ebenso
wie §§ 77, 78 UrhG und § 1 DSG 2000.

Das zivile HöchstG betont in wiederholtem Maße
die Bedeutung des § 16 ABGB, wonach jeder Mensch
angeborene, schon durch die Vernunft einleuchtende
Rechte hat und daher als eine Person zu betrachten
ist. Dabei handelt es sich nach der zutreffenden Auffas-
sung des OGH um eine „Zentralnorm unserer
Rechtsordnung“. Das war nicht immer so. Abgesehen
von einem kurzen „Aufflackern“ des Persönlichkeits-
schutzes in den 1930er Jahren,13) betrachtete die hM14)

die Bestimmung des § 16 ABGB lange als bloßen Pro-
grammsatz ohne praktische Bedeutung.

Zu diesen allgemeinen zivilrechtlichen Vorschriften
zum Schutz der Persönlichkeit kommen noch jene Vor-
schriften hinzu, die insb für die NeuenMedien geschaf-
fen bzw deren Anwendungsbereiche auf diese erweitert
wurden. Bei den Social Media handelt es sich nämlich
um einen Dienst der Informationsgesellschaft iSd
Art 1 Nr 2 der Informations-RL 98/34/EG.15) Dies er-
öffnet den Anwendungsbereich des ECG, insb der Im-
pressumspflicht für geschäftliche „Facebook-Fansei-
ten“ nach § 5 ECG.16)

Für die Kennzeichnung der werblichen Beiträge gel-
ten die für die Online-Werbung herausgearbeiteten
Grundsätze nach § 6 E-Commerce-Gesetz. Da ein
Account bei Twitter als Dienst des Informationszeital-
ters anzusehen ist, sind die Regelungen des E-Com-
merce-Gesetzes ebenso zu beachten wiemedienrecht-
liche Kennzeichnungs- und Informationspflichten.
Dazu kommen noch telekommunikationsrechtliche
Sonderbestimmungen, wie zB das Spamming-Verbot
nach § 107 TKG.17)

III. Neue Rechtsphänomene

1. Doppelidentitäten

Die überwiegende Anzahl der beanstandeten Rechtsver-
letzungen liegt bei Twitter im Bereich der Persönlich-
keits- oder Kennzeichenrechtsverletzungen durch
gefälschte Accounts, dem sog „Identitätsklau“ (Spoo-
fing), oder in der unzulässigen Verwendung von Logos
undMarkennamen. In denUSAgibt es daher inzwischen
verifizierte Accounts bekannter Persönlichkeiten oder
Unternehmen, um Falschmeldungen auszuschließen.

Fallbeispiel Delphi Kino:18) Die Verwendung eines ver-
wechslungstauglichen Namens eines Kinos für ein historisch
bedeutsames und architektonisch schutzwürdiges Gebäude
kann namensrechtlich hinzunehmen sein, wenn in dem Ge-
bäude früher unter dieser Bezeichnung ein bekanntes
Stummfilmkino betrieben wurde. Aus dem Zusammenhang
des Gebrauchs dieses Namens ist das Gebäude als ein solches
ehemaliges Stummfilmkino erkennbar. Sofern dies so bleibt
und in dem Gebäude nicht der Betrieb eines Kinos mit (ak-
tuellen) modernen Tonfilmen aufgenommen wird, besteht
keine Namensverletzung in der Verwendung für ein Benut-
zerprofil in einem sozialen Netzwerk.

In der Rechtsdurchsetzung können sich in der Praxis
Schwierigkeiten daraus ergeben, dass der Kern der Ac-
count-Inhaber nicht ohne weiteres ausfindig gemacht
werden kann und eine Haftung von Dritten – ähnlich
wie die sonstiger Netzwerkbetreiber – nur in Ausnah-
mefällen in Betracht kommt.

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/01

10) Eingehend Heiss/Loacker, Die Vergemeinschaftung des Kollisions-
rechts der außervertraglichen Schuldverhältnisse durch Rom II, JBl
2007, 613, 624 ff; Rudolf, IPR für außervertragliche Schuldverhält-
nisse, ecolex 2009, 97, 98 f; Haberl, Außervertragliche Schuldver-
hältnisse: Neuerungen durch die Verordnung „Rom II“, Zak 2007,
287, 288; Handig, Rom II-VO – Das neue IPR für außervertragliche
Schuldverhältnisse, ecolex 2007, 733, 734 jeweils mwN.

11) Statt vieler Handig, Rom II-VO – Auswirkungen auf das Internatio-
nale Wettbewerbs- und Immaterialgüterrecht, wbl 2008, 1, 12
mwN.

12) Die Bestimmung scheiterte ua am Widerstand der deutschen Zeit-
schriftenverleger, vgl N.N., MR 2005, 230, 243.

13) OGH 9. 11. 1932, 3 Ob 536/32, Bierbezugsverträge, Rsp 1932/359.
14) Zurückgehend auf Unger, System des österreichischen allgemeinen

Privatrechts I5 (1892) 496 ff und 504 ff; ebenso noch LGZ Wien
7. 11. 1966, 44 Cg 140/66 ZVR 1967/190, zur Zulässigkeit der Ar-
beitsvermittlung unter Verneinung von Sklaverei oder Leibeigen-
schaft iSd § 16 ABGB.

15) Deutlich die Art 29 Gruppe in ihrer Stellungnahme v 12. 6. 2009 zur
„Nutzung soziale Online-Netzwerke“, StN 5/2009, 01189/09/DE/
WP 163, abrufbar unter http://ec.europa.eu/justice/policies/
privacy/docs/wpdocs/2009/wp163_de.pdf (23. 10. 2012).

16) LG Aschaffenburg 19. 8. 2011, 2 HK O 54/11 (rk) MMR 2012, 3;
dazu instruktiv Burgstaller, Fehlen eines Impressums im Facebook-
Auftritt eines Unternehmens ist UWG-widrig, lex:itec 2011/H 5, 30.

17) Dazu statt vieler Handig, Unerbetene Werbung und ihre Folgen, RdW
2011, 707; vgl auch Kusznier/Liebel, Direktwerbung in Sozialen Netz-
werken, ecolex 2011, 831 jeweils mwN.

18) KG Berlin 1. 4. 2011, 5 W 71/11, Kino Delphi, NJW 2011, 3046.
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2. Twittern

Die Funktionen der Internet-Plattform „Twitter“ lassen
sich wie folgt kurz skizzieren: Nutzer können sich nach
einer Anmeldung eigeneTextnachrichten, sog „Tweets“,
mit maximal 140 Zeichen senden. Dabei empfangen
grundsätzlich sämtliche „Follower“, so werden die sich
dem Verfasser angeschlossenen Leser genannt, die
Nachricht. Diese wird dabei ausschließlich dem Verfas-
ser über dessen Seite zugeordnet. Der Content-Provider,
also derjenige, der für den Inhalt der Meldung verant-
wortlich ist, hat dafür jedenfalls einzustehen. Denkbar
ist auch für Äußerungen auf der Plattform Twitter ein
Unterlassungs- und/oder Gegendarstellungsanspruch
des Betroffenen gegen den Inhaltsanbieter.

Fallbeispiel Anlegerschäden:19) Eine Rechtsanwalts-
kanzlei, die geschädigte Anleger vertritt, hat in einer Presse-
mitteilung auf ihrer Homepage aber auch in Twitter auf die
Möglichkeit von Schadenersatzansprüchen gegen eine Fonds-
gesellschaft für Bio-Diesel hingewiesen und dabei behauptet,
dass der Prospektverantwortliche seinen Aufklärungspflich-
ten über mögliche Preissteigerungen nicht nachgekommen
sei, was ausweislich des Prospekts unzutreffend war.

3. Verlinken/Tagging

Darüber hinaus können auch Verlinkungen auf soziale
Netzwerke („Facebook-Tagging“) bzw Verlinkung auf
Tweets („Twitter-Tagging“) und dort gepostete In-
halte zB mit kreditgefährdenden Behauptungen
Schwierigkeiten bereiten. An sich ist die juristische Be-
handlung dieser Phänomene nicht anders als die „her-
kömmliche“ Hyperlink-Haftung im www. Die mittler-
weile gefestigte Rsp20) hat grundsätzlich die Möglich-
keit der Haftung für elektronische Querverweise iSd
§ 17 Abs 1 ECG bejaht. Hiernach ist eine differenzie-
rende Beurteilung geboten. Derjenige, der sich die
fremden Informationen, auf die er mit Hilfe des Hyper-
links verweist, zu eigen macht, haftet dafür wie für ei-
gene Informationen.21)

Fallbeispiel Twitter-Links:22) Der spätere Antragsgeg-
ner hatte über seine Twitter-Accounts mit dem Kommentar
„sehr interessant“ auf Beiträge eines anonymen Forennut-
zers hingewiesen und verlinkt. Dieser hatte in Internetforen
unzutreffende Behauptungen über das Unternehmen der
Antragstellerin aufgestellt. Dem Antragsgegner war auf-
grund von detaillierten Kenntnissen über die Tätigkeit seines
ehemaligen Vertragspartners bewusst, dass es sich bei den
anonymen Beiträgen und Falschmeldungen gehandelt hat.

4. Spoofing

Bei Fan- und Spaßprofilen, die die Marken und/oder
Unternehmenskennzeichen von Unternehmen – sei es
mittels Profilname oder innerhalb des Profils (bspw
als Profilbild) – wiedergeben, liegt mangels geschäftli-
chen Verkehrs grundsätzlich keine Konkurrenz zwi-

schen Marken- und Namensrecht vor, so dass es bei
der Anwendung des Namensrechts nach § 43 ABGB
verbleibt. Dies kann als Ausfluss des Rechts auf Na-
mensanonymität nach § 16 ABGB gewertet werden.23)

Fallbeispiel XING-Profil:24) Ein deutsches Unterneh-
men wehrte sich gegen ein durch XING automatisch gene-
riertes Profil mit dem Firmennamen. Das Gericht wies da-
rauf hin, dass das Unternehmen ein solch automatisch ange-
legtes Unternehmensprofil nicht zu tolerieren habe. Die Pro-
filseite sei für sich genommen bereits problematisch, weil aus
den Einträgen einzelner Mitarbeiter eine wenig repräsenta-
tive Firmendarstellung generiert werde. Zudem werde das
Unternehmen unter Druck gesetzt, denn um überhaupt auf
ihre eigene Seite zugreifen und diese kontrollieren zu können,
müsse die Firma gleichzeitigMitglied bei XINGwerden. Das
Verfahren endete in einem Vergleich, laut dem XING zur
Löschung der Profilseite verpflichtet worden ist.

Anspruchsgegner ist beim namensrechtlichen An-
spruch der Verletzer, dh zunächst der Profilinhaber.
Darüber hinaus kommen noch Provider bzw sonstige
Plattformbetreiber als mögliche passiv klagslegitimierte
Parteien in Betracht.

5. Haftung der Plattformbetreiber

Praktische Schwierigkeiten ergeben sich, wenn der
Verfasser schädigender Postings sein Profil anonym
unterhält, also keine unmittelbaren Anhaltspunkte für
seine Identität vorliegen. So bleibt dem betroffenen
Unternehmen zumeist nur die Möglichkeit, sich direkt
an das soziale Netzwerk zu wenden. Auch hier sind die
zum Haftungsrecht der Provider entwickelten
Grundsätze heranzuziehen.25) So müssen die Betreiber
von sozialen Netzwerken vor Inanspruchnahme als
Störer über die Rechtsverletzung auf ihrem Netzwerk
in Kenntnis gesetzt werden (sog „notice-and-take-
down-Grundsatz“). Der Betreiber ist sodann ver-
pflichtet, die Rechtsbeeinträchtigung zu beseitigen, so-
wie die ihm möglichen und zumutbaren Maßnahmen
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19) OLG Bremen 14. 1. 2011, 2 U 115/10, Internet-Gegendarstellung,
MMR 2011, 337; dazu Zoebisch, Der Gegendarstellungsanspruch
im Internet, ZUM 2011, 390.

20) OGH 21. 12. 2004, 4 Ob 252/04 v, Tourismusinformationssysteme,
ecolex 2005/130, 287 (Zankl) = MR 2005, 183 (Walter) = JUS Z/
3939 = RdW 2005/264, 224 = ÖBl-LS 2005/182/185 = ÖBl
2005/52, 231 (Fallenböck) mwN.

21) OGH 17. 12. 2002, 4 Ob 248/02b, METEOdata, ecolex 2003/112,
254 (Tonninger) = MR 2003, 35 (Burgstaller und Krüger) = wbl
2003/120, 189 = ÖBl-LS 2003/45, 121 = ÖBl-LS 2003/76, 125 =
ÖBl 2003/53, 190 = SZ 2002/171 = KRES 10/148.

22) LG Frankfurt aM 20. 4. 2010, 3–08 O 46/10, Twitter-Mail, openJur
2010, 436.

23) Vgl OGH 18. 5. 2011, 7 Ob 54/11h, Persönliche Daten im Internet/
Anti-Cyberstalking, MR 2011, 189 = jusIT 2011/79, 169 (Thiele).

24) LG Nürnberg-Fürth 16. 5. 2012, MMR-Aktuell 2011, 318514.
25) Grundlegend OGH 21. 12. 2006, 6 Ob 178/04a ÖJZ-LS 2007/30,

337 = ecolex 2007/82, 190 = MR 2007, 79 (Thiele) = RdW 2007/
300, 276; dazu Pichler, Besondere Kontrollpflicht für Host-Provider,
ecolex 2007, 189 mwN.
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zur Verhinderung weiterer gleichartiger Verletzungen
dieses Rechts zu treffen. Dies dürfte auch der Grund
sein, warum viele soziale Netzwerke entsprechende Be-
schwerdeverfahren implementiert haben.

Fallbeispiel Erfahrungsberichte auf Google Maps:26)
Ein anonymer Nutzer hatte mittels der Kommentarfunktion
bei Google Maps vor einem bestimmten Arzt gewarnt. Der
Beitrag war über die Suche nach dem Begriff „plastische Chi-
rurgie“ zu finden und lautete: „Vorsicht! Der Fuscher!
Schlimmer kannman einenMenschen nicht verunstalten: seit
dieser Behandlung kann ich nicht mehr anziehen, was ich will
(…). Seid vorsichtig! Seid gewarnt! Er ist furchtbar!“ Der
Arzt verlangte die Entfernung durch den Seitenbetreiber
und klagte, nachdem dieser nicht reagierte. Das Gericht sah
in der beanstandeten Äußerung keine meinungsäußernde
Kritik, sondernwertete den Eintrag letztlich als Tatsachenbe-
hauptung. Es stellte eine Persönlichkeitsverletzung fest. Der
Betreiber des Internetdiensts hätte zwar keine vorsorgliche
Prüfungspflicht, er war aber gehalten gewesen, nach Eingang
der Beschwerde den Sachverhalt zu prüfen und eine Stellung-
nahme des für den Eintrag verantwortlichen Nutzers einzu-
holen. Da dies vorliegend unterlassen worden war, haftete
Google nach den Grundsätzen der Providerhaftung.

Auch wenn in sozialen Netzwerken nicht seltenMar-
ken und/oder Unternehmenskennzeichen in unzulässi-
ger Weise verwendet werden (insbesondere Profilname
und Profil-URL), bestehen in der Majorität der Sach-
verhalte in Bezug auf Fan- und Spaßprofile mangels ge-
schäftlichen Verkehrs bzw geschäftlicher Handlung
keine marken- und lauterkeitsrechtlichen Abwehran-
sprüche. Gleichwohl steht das betroffene Unterneh-
men nicht schutzlos da, denn es kann sich idR – sofern
es sich nicht um reine Produktkennzeichen handelt –
auf das Namensrecht nach § 43 ABGB stützen. Infolge-
dessen besteht entsprechend den domainrechtlichen
Grundsätzen ein verschuldensunabhängiger Beseiti-
gungs- sowie (bei Wiederholungsgefahr) Unterlas-
sungsanspruch gegen den Profilinhaber als Verletzer
bzw gegen den Betreiber des sozialen Netzwerks unter
den Gesichtspunkten der Gehilfenhaftung.

In der Praxis der Rechtsberatung empfiehlt es sich,
präventiv bereits im Vorfeld einer Social Media Marke-
ting Kampagne etwaige soziale Netzwerke auf die Ver-
wendung der Marken und Unternehmenskennzeichen
zu durchforsten und sich uU bereits entsprechende
Profile zu sichern. Im Online-Bereich haben sich dafür
Instrumentarien entwickelt, die eine Überprüfung ein-
fach durchführen lassen.27)

6. Fake-Profile

In diversen Namens- und Kreditschädigungsfällen hat
die Rsp – sehr weitreichend – bislang auch juristischen
Personen Persönlichkeitsschutz gewährt.28) Insofern
gilt es neben § 1330 Abs 2 ABGB auch die wettbe-
werbsrechtlichen Sonderbestimmungen gegen die He-
rabsetzung eines Unternehmens nach § 7 UWG und

die Verletzung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
sen nach § 11 UWG zu beachten.

Fallbeispiel Fake-Profile:29) Der Betreiber der Online-
Singlebörse „eDarling“ erwirkte gegen den Betreiber der On-
line-Partnervermittlung „partnersuche.de“ eine einstweilige
Verfügung. Die Mitarbeiter von „partnersuche.de“ hatten
mittels sog Fake-Profile den Mitgliedern in der Singlebörse
Flirtbereitschaft vorgespielt. Nach Ansicht der Gerichte
wurde durch diese Vorgangsweise in irreführenderWeise eine
Flirtquote vorgetäuscht, die tatsächlich nicht vorlag.

7. Bewertungen und Meinungsäußerungen

Mehr als 80% der Käufer in Onlineshops lassen sich bei
ihrer Kaufentscheidung von Empfehlungen Dritter be-
einflussen. Dies gilt selbst dann, wenn man weder die
Person noch deren Kompetenz im Hinblick auf das
Produkt einschätzen kann. Dementsprechend werden
interne Bewertungen bei eBay oder Amazon oder auch
Bewertungsplattformen wie www.spickmich.de immer
beliebter. Dort, aber auch in Blogs und anderen Foren
finden sich oft harte Urteile über Personen oder Unter-
nehmen. Die Grenze zwischen geschützter Meinungs-
freiheit einerseits, unzulässiger Schmähkritik und
unwahren Tatsachenbehauptungen andererseits ist
schwierig zu ziehen.30)

Fallbeispiel Lehrerbewertung im Internet:31) Eine
Lehrerbewertung im Internet in einem Bewertungsforum
ist grundsätzlich zulässig. Bewertungen zur beruflichen Tä-
tigkeit einer Person dürfen nur im Fall schwerwiegender
Auswirkungen auf das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen
mit negativen Sanktionen verknüpft werden.

Nach Ansicht der Straßburger Instanzen fällt hinge-
gen der Vergleich von Abtreibungen mit dem Holo-
caust nicht mehr in den Bereich der freien Meinungs-
äußerung.32)
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26) LG Berlin 5. 4. 2012, 27 O 455/11, Vorsicht! Fuscher! JurPC Web-
Dok 174/2012.

27) Vgl http://knowem.com und www.namecheck.com
28) Vgl OGH 9. 1. 1990, 4 Ob 9/90, Arbeitsunfall, ecolex 1990, 215 =

EvBl 1990/110 = JBl 1990, 660 = MR 1990, 57 = ÖBl 1990, 258
= SZ 63/1; 18. 12. 1991, 1 Ob 41/91, Opernball-Demo II, ecolex
1992, 233 = EvBl 1992/65 = JBl 1992, 326 = SZ 64/182;
15. 9. 2001, 4 Ob 209/01 s, bundesheer.at II, wbl 2002/64, 91 =
MR 2001, 411 (Korn) = RdW 2002/127, 146 = ecolex 2002/82,
191 (Schanda) = JUS Z/3295 = ÖBl 2002/27 (Kurz) = SZ 74/161;
22. 10. 1986, 1 Ob 36/86, Krevag, JBl 1987, 37 = MR 1986/6, 15
= ÖBl 1987, 26 = SZ 59/182.

29) LG Berlin 2. 1. 2012, eDarling/partnersuche.de, zit nach www.
presseanzeiger.de/pa/eDarling-erwirkt-einstweilige-Verfuegung-
gegen-die-Betreiberin-von-557494 (23. 10. 2012).

30) Vgl OGH 20. 6. 2006, 4 Ob 71/06d, Holocaust-Fotos, ecolex 2006/
426, 991 = ZfRV-LS 2006/27, 195 = MR 2006, 255 = ÖBl-LS 2006/
135, 214 = ÖBl-LS 2006/147, 215 = ÖBl-LS 2006/148/149, 216 =
ÖBl 2007/4, 19 = RZ 2007/EÜ 6, 24 = HS 37.411 = HS 37.463 = HS
XXXVII/3; OGH 12. 10. 2006, 6 Ob 321/04 f, Der Holocaust auf Ih-
rem Teller, JBl 2007, 574 (Koziol).

31) BGH 23. 6. 2009, VI ZR 196/09, spickmich.de, jusIT 2009/96, 191.
32) EGMR 13. 1. 2011, 397/07, Hoffer und Annen gg Deutschland,

NLMR 2011, 18.
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Ein Problem für den Betroffenen ist häufig, den Ver-
ursacher solcher Bewertungen zu identifizieren. Daher
stehen ihm nachrangig auch Ansprüche gegen den
Diensteanbieter oder den Hostprovider zu.

8. Recht auf Vergessen

Der Schutz von Intim- und Privatsphäre muss auch be-
stehen, wenn der Nutzer diesen individuell oder partiell
aufgibt. Dies sollte nicht zum dauerhaften irreparablen
Rechtsverlust führen. Deshalb wird das „Recht auf
Vergessen“33) oder ein „digitaler Radiergummi“ gefor-
dert. Tatsächlich gilt, dass das Internet nicht vergisst.
Zuletzt hat die Auskunft von Facebook an einen Nutzer
offen gelegt, dass selbst gelöschte private Nachrichten
nach wie vor gespeichert sind.

9. Gesichtserkennung

Systeme zur Gesichtserkennung werden immer besser
und sind immer weiter verbreitet. Aufgrund der Kritik
von Datenschützern sind entsprechende Funktionen in
sozialen Netzwerken nur eingeschränkt freigeschaltet
und können vom Einzelnen auch noch weiter be-
schränkt werden.34) Dies alles hilft jedoch nicht gegen
das (unbedachte) Einstellen von Bildern durch Dritte.

10. Geotagging

MitTechniken desGeotaggings können Bilder, Videos,
SMS- und Twitter-Nachrichten sowie RSS-Feeds mit
Metadaten zur geographischen Lokalisierung verknüpft
werden. Man kann mit solchen Diensten (etwa „Face-
book Orte“ bzw „Places“) für jeden Standort feststellen,
welche Leistungsangebote (zB Hotels, Restaurants,
Buchläden etc) sich in der nächstenUmgebung befinden
(sog „Location Based Services“).35)

Zunehmend sind Smartphones und Kameras in der
Lage, ihren aktuellen Standort mit GPS oder WLAN
zu ermitteln und Fotos, Videos, SMS, Tweets etc mit
entsprechenden Metadaten zu versehen. Umfassende
Profilbildungen sind dabei möglich. Die Nutzung sol-
cher Daten zur Erstellung von Nutzerprofilen ist ohne
Einwilligung des jeweiligen Betroffenen allerdings
rechtswidrig. Dies entbindet den Betroffenen nicht
von der Verpflichtung, mit solchen Daten sorgfältig
umzugehen.

IV. Rechtsdurchsetzung
1. Unterlassung und Beseitigung im Netz

Was die Rechtsdurchsetzung in Social Media anbe-
langt, steht das aus der Ausschließlichkeit der Persön-
lichkeitsrechte abgeleitete Instrumentarium zur Verfü-
gung. Primär kommt es darauf an, dass die Negativa aus
dem Netz verschwinden. So stehen denn auch Unter-
lassungs- und Beseitigungsbegehren im Vorder-
grund.

Einen sehr raschen Rechtsschutz bieten dabei die
zum Schutz der Persönlichkeitsrechte geschaffenen
Anträge zum Schutz vor Eingriffen in die Privat-
sphäre nach § 382g EO.

Fallbeispiel Cyberstalking:36) Der spätere Antragstel-
ler, Herr G D, postete in einem Internetforum regelmäßig
als registrierter Nutzer unter dem Benutzernamen a*****,
der Antragsgegner, Herr M B, ebendort unter der Bezeich-
nung j*****. Auf der von ihm selbst gestalteten Website unter
www.r*****.at veröffentlichte der Antragsgegner einen Ar-
tikel, der verschiedene Vorwürfe gegen den Antragsteller
enthielt, wie „Verbrecher“, „2x ein Verfahren zur Besach-
walterung eingebracht“, „psychotische Persönlichkeitsstö-
rung“ oder „querulantisches“ bzw „querulatorisches Verhal-
ten“, und aus dem sich auch ergab, dass der Antragsteller un-
ter dem Benutzernamen a****** im Internetforum aufgetre-
ten war. Diese Einträge wurden zwar nach Aufforderung
gelöscht; der Antragsgegner unterfertigte auch eine Unter-
lassungserklärung. In weiterer Folge fand sich aber wiede-
rum auf seiner Website ein negativer Artikel über den An-
tragsteller, der daraufhin eine einstweilige Verfügung gem
§ 382g EO beantragte. Das ErstG wies ab; das RekG erließ
für ein Jahr die einstweilige Verfügung, dem Antragsgegner
werde verboten, „insbesondere im Internet höchstpersönliche
Daten der gefährdeten Partei, insbesondere ehrenrührige
Behauptungen aus dem Privat- und Familienleben, weiter-
zugeben oder zu verbreiten“. Bezüglich der Anträge, dem
Antragsgegner „darüber hinausgehend zu verbieten, den
Namen oder den Benutzernamen der gefährdeten Partei
auch in abgewandelter Form in irgendwelchen Berichten
oder Beiträgen insbesondere im Internet zu verwenden,
und dem Gegner der gefährdeten Partei zu verbieten, Bilder
der gefährdeten Partei weiterzugeben oder zu verbreiten“,
bestätigte es die Abweisung. Das HöchstG bestätigte die Re-
kursentscheidung und wies das Rechtsmittel als unzulässig
zurück. Der OGH betonte zunächst, dass der Formulierung
des Unterlassungsbegehrens die prozessuale Frage nach der
ausreichenden Bestimmtheit des Begehrens und die – nach
dem materiellen Recht zu beurteilende – Frage, wie weit
das Begehren angesichts der begangenen oder drohenden
Rechtsverletzung gehen darf, auseinanderzuhalten wären.
Insoweit war das teilweise rechtskräftig gewordene Unterlas-
sungsbegehren nicht zu beanstanden.
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33) Vgl dazu Saupe, Vorstoß für mehr Datenschutz in der EU – das Da-
tenschutzpaket der Kommission, AnwBl 2012, 372.

34) Seit 23. 9. 2012 hat Facebook auf dieses „Feature“ für den deutsch-
sprachigen Raum – wohl aufgrund der datenschutzrechtlichen Unzu-
lässigkeit – wieder verzichtet, zit nach FAZ, Facebook schaltet Erken-
nung von Gesichtern ab, vom 24. 9. 2012, 14.

35) Dazu Koller/Singer/Steinmaurer, Datenschutz und Telekommunika-
tion, in Bauer/Reimer (Hrsg), Handbuch Datenschutzrecht (2009)
419; vgl auch OGH 15. 9. 2005, 4 Ob 113/05d, Friendfinder, RdW
2006/67b, 65 = MR 2005, 490 = ecolex 2006/217, 499 (Braunböck)
= ÖBl 2006/26, 119 (Gamerith); Feichtinger-Burgstaller, Verwenden
und Auslesen fremder „Cell-IDs“, lex:itec 2006 H 2, 18.

36) OGH 18. 5. 2011, 7 Ob 54/11h, Anti-Cyberstalking/Persönliche Da-
ten im Internet, jusIT 2011/79, 169 (Thiele) = MR 2011, 189.
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In materieller Hinsicht führten die Höchstrichter37)
aus, dass der Zweck der „Anti-Stalking-Regelung“ des
§ 382g EO die Verbesserung des Schutzes für Opfer
war, denen rasche Abhilfe gegen Belästigungen durch
Stalker – gleichfalls über Neue Medien – geboten wer-
den soll. Zur geschützten Privatsphäre nach dieser Be-
stimmung gehörten durchaus auch private Lebensum-
stände, die nur einem eingeschränkten Kreis von Per-
sonen bekannt und nicht für eine weite(re) Öffentlich-
keit bestimmt waren. Im konkreten Fall waren denn
auch „nur“ virtuelle Verbalinjurien zu beurteilen. Ein-
mal mehr hält dabei der OGH38) fest, dass schon aus
Gründen der Meinungsfreiheit nach Art 10 MRK eine
bloße Namensnennung – einschließlich allfälliger Be-
nutzer- oder Decknamen eines Online-Forum-Users
– zulässig sein muss, ist es doch jedem Kritiker unbe-
nommen, „Ross und Reiter“ zu erwähnen.39)

2. Urteilsveröffentlichung in Facebook

Manchmal kommt es aber auch auf eine Information
der beteiligten Verkehrskreise an, worauf das Veröf-
fentlichungsbegehren abzielt.

Fallbeispiel Urteilsveröffentlichung in Facebook:40)
Der ehemalige Mitarbeiter eines Wiener Friseursalons LA
Hairstyles gründete nicht nur das Konkurrenzunternehmen
„Pink and Violet Hairclub“, sondern postete auf dem eigens
dafür eingerichteten Facebook-Account Fotos einer Firmen-
feier. Auf einem Bild wurde eine Mitarbeiterin gezeigt, die
einen Werbeflyer der später kl Mitbewerberin an ihrem (be-
kleideten) Gesäß vorbeizog. Damit wurde behauptet, LA
Hairstyles wäre zum Hintern-Auswischen bzw könne man
sich in den Hintern stecken. Gestützt auf §§ 1, 7 UWG
gab das Gericht nicht nur der Unterlassung und Beseitigung,
sondern auch dem Veröffentlichungsbegehren statt.

Nach hM41) soll die Urteilsveröffentlichung sicher-
stellen, dass das Publikum über die Unlauterkeit einer
wiederholt an auffälliger Stelle in einem Print- oder
Online-Medium aufgestellten Werbebehauptung auf-
geklärt wird.

Bemerkenswert erscheint auch, dass Social-Networks
und User-Generated-Content-Sites definitiv keine
rechtsfreien Räume sind. Das Medien- und Lauterkeits-
recht ist längst im Web 2.0 angekommen, wie die Vor-
schrift des § 25UWGverdeutlicht. Facebook hat als Be-
treiber des Dienstes eine einem Medienunternehmer
vergleichbare Stellung. Nach § 25 Abs 7 UWG ist der
Medienunternehmer verpflichtet, die Veröffentlichung
aufgrund eines rechtskräftigen Urteils oder eines ande-
ren vollstreckbaren Exekutionstitels ohne unnötigen
Aufschub vorzunehmen. Der beklagte Nutzer als „Con-
tentprovider“ seiner Facebook-Seite haftet unmittelbar
für die Veröffentlichung und zwar in analoger Lücken-
schließung zu § 25 UWG.42) Den Fall, dass der Medien-
inhaber selbst unmittelbarerTäter derWettbewerbsver-
letzung ist, hat der Gesetzgeber zwar auch mit der
UWG-Novelle 200743) nicht gesondert geregelt. Aller-

dingswurde § 25Abs 6UWGumdie Sätze 2 bis 5 erwei-
tert, die nunmehr die Vorauszahlung der voraussichtlich
für dieVeröffentlichung auflaufendenKosten regeln, so-
dass zumindest das „Sitzenbleiben auf denVeröffentlich-
ungskosten“ weitestgehend vermieden werden kann.

3. Schadenersatz

Darüber hinaus kommt insbesondere bei missbräuchli-
cher Verwendung von Bilddateien iZm Facebook-Ac-
counts ein Schadenersatzanspruch des Abgebildeten
nach § 78 UrhG in Betracht.

Fallbeispiel Suicide by cop:44) Die Medieninhaberin des
Internet- und Nachrichtenportals www.oe24.at und die Me-
dieninhaberin der Tageszeitung „Österreich“ berichteten am
24. 11. 2009 ausführlich über einen Polizeieinsatz, bei dem
ein gewisser „Christoph S.“ erschossen worden war. Es hätte
sich um einen „suicide by cop“ gehandelt, dh das Opfer hätte
telefonisch eine Verzweiflungstat angekündigt und bei Er-
scheinen der Polizei durch Ziehen einer Waffe seine eigene
Tötung provoziert. Aus den im Artikel näher dargestellten
Gründen wäre dies das Ende eines „patscherten Lebens“ ge-
wesen. Der spätere Kläger nahm die Medieninhaberin des
Internetnachrichtenportals (als Erstbeklagte) und die Zei-
tungsherausgeberin (als Zweitbeklagte) wegen Verletzung
seiner Persönlichkeitsrechte in Anspruch. Sein Name lautete
wie jener des Getöteten „Christoph“, sein Familienname be-
gann ebenfalls mit dem Großbuchstaben „S“. Offenbar hat-
ten Redaktionsmitarbeiter der beklagten Parteien dem Face-
book-Auftritt des Klägers ein Foto entnommen und verwen-
deten es zur Illustration ihrer Berichte. Trotz teilweiser Ver-
pixelung bzw Augenbalkens war der Kläger eindeutig zu
erkennen. Unmittelbar nach Erscheinen der Zeitung bzw
des Artikels im Online-Medium wurde der Kläger von sei-
nen Kollegen ob seines vermeintlichen Ablebens angespro-
chen. Die Beklagten lehnten eine Richtigstellung in ihren
Medien ab, da sich der Kläger selbst darum zu kümmern
hätte, Personen zu erklären, dass er noch lebte. Er kontak-
tierte daraufhin etwa 30 Personen aus seinem Verwandten-
und Bekanntenkreis und stellte die wahre Sachlage auf Face-
book dar. Dennoch zeigten sich noch Monate später ehema-
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37) OGH 18. 5. 2011, 7 Ob 54/11h, Anti-Cyberstalking/Persönliche Da-
ten im Internet, jusIT 2011/79, 169 (Thiele) = MR 2011, 189.

38) OGH 24. 2. 2009, 17 Ob 2/09 g, aquapol-unzufriedene.at, EvBl-LS
2009/111 = MR 2009, 132 = wbl 2009/160, 361 = jusIT 2009/
39, 89 (Thiele) = ÖBl-LS 2009/180; 29. 9. 2009, 4 Ob 155/09m,
Elisabeth F. II, RdW 2010/96, 89 = MR 2010, 13.

39) Ebenso Pichler, Kritisierende Domains zulässig, ecolex 2009, 689
mwN.

40) HG Wien 20. 9. 2010, 10 Cg 115/10g, LA Hairstyles, jusIT 2011, 10
(Thiele).

41) Statt vieler OGH 16. 12. 2009, 4 Ob 184/09a, Die neue Nr 1 der
ÖAK II, RdW 2010/223, 215; Ciresa, Urteilsveröffentlichung3

(2006) Rz 300.
42) Deutlich OGH 12. 6. 2007, 4 Ob 57/07 x, Pop-up-Fenster, jus-

IT 2008/5, 16 (Mader).
43) BGBl I 2007/110 in Kraft seit 12. 12. 2007.
44) OGH 28. 2. 2012, 4 Ob 153/11w, Christoph S, jusIT 2012/46, 99

(Thiele) = ecolex 2012/220, 505.
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lige Nachbarn überrascht, dass er noch am Leben war. Der
OGH sprach unter Anrechnung der im Medienverfahren
zugesprochenen Entschädigung einen weiteren Schadener-
satzbetrag iHv insgesamt a 5.000,– zu, wies jedoch das
Veröffentlichungsbegehren ab.

Nicht hoch genug zu preisen sind die deutlichen
Worte des OGH zur schwerwiegenden Beeinträchti-
gung des Persönlichkeitsrechts des Klägers durch die
„versehentliche“ Bildnisveröffentlichung. In der brei-
ten Öffentlichkeit zu Unrecht als tot bezeichnet zu wer-
den, führt zu einer schwerwiegenden Kränkung. Zwar
ist eine solche Behauptung – anders als oft der Vorwurf
einer strafbaren Handlung – eher leicht widerlegbar,
dennoch hat sich der Kläger über Monate nicht sicher
sein können, wer von seinen Bekannten ihn immer
noch für einen (mittelbaren) Selbstmörder hält. Darin
liegt auch eine grobe Minderung seines sozialen Anse-
hens. Der unberechtigte Vorwurf des Selbstmordes,
noch dazu an den medialen Pranger gestellt, stellt frag-
los eine schwerwiegende Persönlichkeitsverletzung dar.
Damit ist bereits ein Verschulden indiziert. Die Höchs-
trichter schreiben verdienstvollerweise der leider weit
verbreiteten Praxis in der österr Medienlandschaft ei-
nes ganz deutlich ins Stammbuch: Offenkundig auf
gut Glück im Internet ein Foto zur Illustration eigener
Berichte zu suchen, ohne sich darum zu kümmern, ob
es tatsächlich die betroffene Person zeigt, stellt ein
schweres Verschulden dar, mithin eine grobe Missach-
tung der journalistischen Sorgfaltspflicht.

Dass – unterm Strich – für die Zeitung eine Entschä-
digung von insgesamt a 8.000,– und für das Online-
Medium iHv a 6.000,– zu bezahlen war, wirkt ange-
sichts der Auflagezahlen bzw täglichen Umsatzerlöse
bestenfalls „lächerlich“.45)

4. Auskunft Dritter?

Einem Betroffenen fällt es oft faktisch schwer, den Ver-
fasser der persönlichkeitsverletzenden Postings heraus-
zufinden. Er ist dabei häufig auf die „Auskunftsfreudig-
keit“ des jeweiligen Plattformbetreibers angewiesen.
Die einen Host-Provider allenfalls treffende Verpflich-
tung zur Erteilung einer Auskunft iSd § 18 Abs 4 ECG
fällt als Anforderung betreffend die rechtliche Verant-
wortlichkeit des Diensteanbieters in den koordinierten
Bereich (§ 3 Z 8ECG), es gilt daher dasHerkunftsland-
prinzip.46) Die Gerichte haben bereits anerkannt, dass
vomHerkunftslandprinzip abweichende „Maßnahmen“
nach § 22 ECG auch von Zivilgerichten ergriffen wer-
den können, zB dann, wenn tatsächlich (aus Sicht des ös-
terr Strafrechts) ein – unverjährter – Straftatbestand bei
einer Ehrenbeleidigung gegeben ist.47)

Die Grenzen sind allerdings für den Verletzten (un-
befriedigend) klar gezogen: Kann der Auskunftswerber
auf legalemWeg mit der begehrten IP-Adresse Namen
und Adresse eines Nutzers, der einer Rechtsverletzung
bezichtigt wird, nicht eruieren, dann fehlt es an der

nach § 18 Abs 4 ECG glaubhaft zu machenden Voraus-
setzung, dass die Kenntnis dieser Information eine we-
sentliche Voraussetzung für die Rechtsverfolgung bil-
det.48) Im Ergebnis erfolgt keine Auskunftsverpflich-
tung für den Hostprovider.

V. Zusammenfassung
Soziale Netzwerke (ver-)führen dazu, Privatsphäre und
Sozialsphäre zu vermischen. Nutzer stellen private In-
formationen, Fotografien von sich und anderen, eigene
oder fremde Texte in die Netzwerke ein. Dies führt zu
persönlichkeitsrechtlichen Ansprüchen der betroffenen
Personen einerseits und zuVerteidigungsmöglichkeiten
wegen freier Meinungsäußerung andererseits. Die Ent-
scheidung imEinzelnenhängt sehr häufig von einer sehr
konkreten und mehrgliedrigen Interessenabwägung ab.

Bereits im Jahr 1890 erkannten zwei Rechtsanwälte,
Lous Brandeis und Samuel Warren, den für die damalige
Zeit universalen Befund, dass es bislang nur die Mög-
lichkeit gab, gegen Veröffentlichungen rechtlich vorzu-
gehen, wenn es sich um Verleumdung oder üble Nach-
rede handelte, nicht aber gegen die Tatsache der Ver-
öffentlichung als solche. Ihnen aber ging es nicht um
denWahrheitsgehalt, sondern um das Recht auf Privat-
heit, das sie als „right to be let alone“ definierten. Beson-
ders hervorzuheben ist dabei, dass Warren/Brandeis ih-
ren Ausgangspunkt49) und ihre Argumentation aus der
Entwicklung neuer – die Privatheit gefährdender –

Techniken ableiteten: „Recent inventions and business me-
thods call attention to the next step which must be taken for
the protection of the person, and for securing to the individual
what Judge Cooley calls the right ‚to be let alone‘. Instanta-
neous photographs and newspaper enterprise have invaded
the sacred precincts of private and domestic life; and nume-
rous mechanical devices threaten to make good the prediction
that ‚what is whispered in the closet shall be proclaimed from
the house-tops‘.“50)

Am Beginn des 21. Jahrhunderts ist es Zeit, den
nächsten notwendigen Schritt zu machen, um den
Wert der Privatheit mit allen rechtlich gebotenen Mit-
teln auch in virtuellen sozialen Netzwerken durchzu-
setzen – letztlich zum Wohle aller Beteiligten und
künftiger Generationen.
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45) Vgl den äußerst instruktiven Überblick von Korn, Das Entschädi-
gungssystem, in Mayer (Hrsg), Persönlichkeitsschutz und Medien-
recht (1999) 47, 152 ff.

46) OGH 9. 5. 2012, 7 Ob 189/11m, Finanzberatungsakademie, jus-
IT 2012, 133 (Mader).

47) OGH 9. 5. 2012, 7 Ob 189/11m, Finanzberatungsakademie, jus-
IT 2012, 133 (Mader).

48) OGH 22. 6. 2012, 6 Ob 119/11 k, Beleidigung im Online-Forum, jus-
IT 2012, 134 (Mader).

49) Mit ihrer rechtlichen Abhandlung reagierten sie auf die unautori-
sierte Veröffentlichung eines Fotos und kritisierten sehr stark die zu-
nehmende Veröffentlichung von Klatsch und privaten Details in der
Bostoner Presse.

50) Warren/Brandeis, The Right to Privacy, 1890 HarvLRev IV, 193.
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Vertretungsbefugnis eines Konzipienten
mit kleiner LU im gerichtlichen Strafverfahren
Von RAA Mag. Stefan Obernberger, Wien. Der Autor ist Rechtsanwaltsanwärter bei RA Mag. Peter Melicharek.

Die Vorführung des Angeklagten aus der U-Haft in die Hauptverhandlung allein reicht noch nicht, um die Ver-
tretungsbefugnis von Rechtsanwaltsanwärtern mit „kleiner LU“ auszuschließen.

I. Notwendige Verteidigung
erfordert Substitutions-
berechtigung

Gemäß § 15 Abs 3 RAO kann sich ein Rechtsanwalt vor
allen Gerichten und Behörden durch einen bei ihm in
Verwendung stehenden Rechtsanwaltsanwärter unter
seiner Verantwortung vertreten lassen, wenn die Bei-
ziehung eines Rechtsanwalts gesetzlich nicht vorge-
schrieben ist (RAA mit sog „kleiner Legitimationsur-
kunde“). Eine gesetzliche Anwaltspflicht verhindert so-
mit das Einschreiten eines RAA mit kleiner LU, RAA
mit „großer LU“1) sind hingegen auch in solchen Fällen
substitutionsberechtigt. Im gerichtlichen Strafverfah-
ren ist die Anwaltspflicht iS einer notwendigen Vertei-
digung in § 61 StPO geregelt. In den hierbei aufgezähl-
ten Fällen darf ein RAA mit kleiner LU nicht vertreten
und kann seinen Ausbildungsanwalt daher nicht entlas-
ten, widrigenfalls wäre der Angeklagte dem Risiko einer
Neuverhandlung wegen des Vorliegens eines Nichtig-
keitsgrundes ausgesetzt.2) Jeder Standesangehörige
sollte insb aus disziplinarrechtlichen Gründen hierüber
Bescheid wissen.

Ein RA darf einen RAA jedenfalls schon aus standes-
rechtlichen Gründen zu keiner Verhandlung im An-
waltsprozess schicken. Dies würde einen Verstoß gegen
§ 42 RL-BA 1977 darstellen und der RA würde die Dis-
ziplinarvergehen sowohl der Berufspflichtenverletzung
als auch der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen
des Standes verwirklichen.3) Ausgesprochen wurde
Ähnliches in einem Fall, in welchem ein als Verfahrens-
helfer bestellter RA erst gar nicht bei Gericht erschien,
die Verhandlung unbesucht ließ und seinem „Verfah-
rensbeholfenen“ mitteilte, er solle allein zu Gericht ge-
hen und auch gleich die Kostennote des RA dem Ge-
richt vorlegen. Die OBDK entschied hierzu (mE in
vollkommen nachvollziehbarer Weise), dass dieser RA
seine Pflicht gröblichst vernachlässigt hat.4)

Die Aufzählung der Fälle notwendiger Verteidigung
im Strafverfahren sind in § 61 Abs 1 Z 1 bis 7 StPO ab-
schließend angeführt.5) Grundsätzlich besteht in der
Hauptverhandlung (HV) vor demGeschworenen- oder
dem Schöffengericht eines Gerichtshofs Anwaltszwang,
sodass ein RAA mit kleiner LU nicht einschreiten darf;
dies ist ihm nur vor dem Einzelrichter gestattet. Dem

Angeklagten darf auch keine drei Jahre übersteigende
Freiheitsstrafe angedroht sein.6) Weiters unstrittig sind
die Fälle, dass ein RAA jedenfalls kein Rechtsmittelver-
fahren aufgrund einer Nichtigkeitsbeschwerde und
keine Berufungsverhandlung gegen einUrteil eines Ge-
schworenen- oder Schöffengerichts verrichten darf.
Ebenso ist ihm die Ausführung eines Antrags an den
OGH auf Erneuerung des Strafverfahrens gem
§§ 363a ff StPO nicht erlaubt, genauso wenig wie das
Verfahren zurUnterbringung in einerAnstalt für geistig
abnorme Rechtsbrecher nach § 21 StGB sowie die HV
zur Unterbringung in anderen Anstalten gem §§ 22,
23 StGB (Anstalt für entwöhnungsbedürftige Rechts-
brecher und Anstalt für gefährliche Rückfallstäter).

Bei Strafverfahren gegen Jugendliche besteht wei-
testgehend Verteidigerzwang, wodurch diesen ein be-
sonderer Schutz zukommen soll. Die Voraussetzungen
für die notwendige Verteidigung in Bezug auf Jugend-
liche sind jedenfalls dann gegeben, wenn es sich um ein
Verfahren vor dem Landesgericht handelt, sowie in be-
zirksgerichtlichen Verfahren, wenn dies im Interesse
der Rechtspflege, vor allem zur Wahrung der Rechte
des Jugendlichen, notwendig oder zweckmäßig ist. Dies
ist jedenfalls dann der Fall, wenn kein gesetzlicher Ver-
treter dem Jugendlichen im Strafverfahren beistehen
kann oder der gesetzliche Vertreter den Beweisaufnah-
men und Verhandlungen fern bleibt.7) In den Tamswe-
ger Thesen der österreichischen Jugendrichterinnen
und Jugendrichter aus dem Jahr 20058) wurde die For-
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1) Erfolgreich abgelegte Rechtsanwaltsprüfung oder Ansuchen gem
§ 15 Abs 2 Satz 2 RAO.

2) § 281 Abs 1 Z 1a und § 345 Abs 1 Z 2 StPO.
3) Bkd 106/84 AnwBl 1986/2311.
4) OBDK 26. 6. 1989, Bkd 88/87 AnwBl 1990, 706; Feil/Wennig, An-
waltsrecht5 1175.

5) Achammer in Wiener Kommentar zur Strafprozessordnung – StPO,
177. Lfg § 61 StPO Rz 2 spezielle Regelungen existieren noch in Ju-
gendstrafsachen (§ 39 JGG), Auslieferungsverhandlungen (§ 31
ARHG) sowie bei der Grundrechtsbeschwerde (§ 3 Abs 2 GRBG).

6) Ausgenommen sind jedoch Fälle des § 129 Z 1 bis 3 StGB (Ein-
bruchsdiebstahl) und § 164 Abs 4 StGB (schwere Hehlerei). Hier be-
steht keine notwendige Verteidigung; vgl hierzu § 61 Abs 1 Z 5
StPO.

7) Vgl § 39 JGG.
8) Siehe dazu Schroll, Einführung zu den Tamsweger Thesen, in BMJ
(Hrsg), „Jugendliche im Gefängnis?“ – Modelle im Umgang mit
straffälligen Jugendlichen (2009) 41 ff.
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derung laut, auch einen Verteidigerzwang bei unbeglei-
teten jugendlichen Ausländern in jeder Lage des Ver-
fahrens vorzusehen. Man könnte sich daher die Frage
stellen, ob es bei der Rechtspraxis iZm Kinder- und Ju-
gendkriminalität nicht für eine Ausweitung der not-
wendigen Verteidigung bzw der Verfahrenshilfe und
somit für eine „kleine Reformation“ des Jugendstraf-
rechts, ganz iS der „pädagogischen Verfahrensbeglei-
tung“ Birklbauers,9) an der Zeit wäre.

II. Das Sonderproblem
Untersuchungshaft

Von Anwälten in der Praxis oftmals hinterfragt wurde
§ 61 Abs 1 Z 1 StPO, wonach im gesamten Verfahren,
wenn und solange der Beschuldigte in Untersuchungs-
haft (U-Haft) oder gem § 173 Abs 4 StPO in Strafhaft
angehalten wird, ein RAA mit kleiner LU nicht ein-
schreiten darf. In nicht ganz unnachvollziehbarer
Weise wurde vermehrt von Rechtsanwälten angenom-
men, dass bspw die meisten Haftverhandlungen – un-
abhängig ihrer weitreichenden Konsequenzen für den
Beschuldigten – aufgrund ihrer Kürze und ihres niedri-
geren juristischen „Schwierigkeitsgrades“ wohl auch
von Rechtsanwaltsanwärtern mit kleiner LU verrichtet
werden könnten.10)

Wenn der Angeklagte nun von der U-Haft in die
Hauptverhandlung vorgeführt wird, bei der HV aber
alle Voraussetzungen für das Einschreiten des RAA
mit kleiner LU vorliegen, darf der „kleine“ RAA dann
verhandeln? Dieses Thema wurde von Lehre und Rsp
noch nicht aufgegriffen, es gibt – soweit ersichtlich –

bisher auch keine einheitliche Standesauffassung.
Grundsätzlich endet die U-Haft mit der Haftentlas-

sung oder spätestens mit der rechtskräftigen Beendi-
gung des Verfahrens.11) Durch § 61 Abs 1 Z 1 StPO soll
jedoch, wie eine systematische Interpretation ergibt,
vorwiegend die Verrichtung von Haftverhandlungen
durch einen RAA mit kleiner LU untersagt werden:
Fehlt während der Haftverhandlung ein Verteidiger,
liegt Fehlerhaftigkeit des Haftfortsetzungsbeschlusses
vor, welche mit Beschwerde – nach Erschöpfung des
Instanzenzuges sogar mit Grundrechtsbeschwerde –

geltend gemacht werden kann. Bei Erfolg der Be-
schwerde hätte dies die sofortige Haftentlassung zur
Folge.12)

III. Lehre und Rsp zur
Verteidigerpflicht

Für die HV hingegen ist grundsätzlich das angedrohte
Strafausmaß gemäß Strafantrag für die Beurteilung,
ob Verteidigerpflicht herrscht oder nicht, auschlagge-
bend. Fabrizy und auch Achammer meinen, dass sich

die Frage, ob für die HV vor dem Einzelrichter Ver-
teidigerzwang besteht, allein nach der Strafdrohung
des angeklagten Delikts richtet.13) Die Rsp teilt diese
Meinung.14) Damit ist geklärt, dass Bestimmungen,
welche eine Überschreitung des Strafhöchstmaßes
vorsehen, wie eben die Strafschärfung bei Rückfall
(§ 39 StGB) sowie strafbare Handlungen unter Aus-
nützung einer Amtsstellung (§ 313 StGB), für die
Frage der Höhe der Strafdrohung bei Beurteilung
der Voraussetzungen der notwendigen Verteidigung
nicht anzuwenden sind. Eine Ausdehnung des Straf-
antrags auf ein Delikt mit mehr als einer dreijährigen
Strafdrohung begründet jedoch jedenfalls eine Vertei-
digerpflicht.15)

In diesem Zusammenhang ist auf eine jüngere Ent-
scheidung des OGH hinzuweisen,16) wonach der im
Verfahren vor dem Einzelrichter des Landesgerichts
geltende Nichtigkeitsgrund des § 281 Abs 1 Z 1a StPO
allein an die Strafdrohung des Prozessgegenstands an-
schließt. Eine Verletzung des § 61 Abs 1 Z 5 StPO
und damit Nichtigkeit des Urteils liegt daher jedenfalls
nicht vor, wenn bloß der Ankläger von Sachverhaltsan-
nahmen ausging, die bei tatsächlicher Feststellung im
Urteil diese Konsequenz gehabt hätten, der Schuld-
spruch aber wegen einer Tat erging, hinsichtlich derer
kein Verteidigerzwang bestand. Dies könnte als weite-
res Argument gesehen werden, dass der Gesetzgeber
und die Rsp bei der notwendigen Verteidigung in der
HV vor dem Einzelrichter allein an das Strafausmaß
anknüpfen und nicht, ob sich der Angeklagte bis zu sei-
ner HV in U-Haft befand.

IV. Lösungsansatz und Empfehlung
Hingegen würde § 38 StGB, wonach die U-Haft auf
die Haftstrafe anzurechnen ist (und zwar inklusive der
Dauer der HV), für das Argument sprechen, dass sich
der Angeklagte auch während der HV in U-Haft befin-
det und daher eines Verteidigers in Form eines einge-
tragenen Anwalts bedarf. Ganz systemkonform scheint
diese Lösung mE jedoch nicht, da ceteris paribus die
Schutzwürdigkeit eines Angeklagten, der auf freiem
Fuß zur HV erscheint, sich prinzipiell nicht von jener
eines Delinquenten unterscheidet, der aus der U-Haft
vorgeführt wird. Eine ausschließliche Begründung mit
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9) Birklbauer, Jugendkriminalität als Herausforderung? – Antwortversu-
che aus Sicht der Strafrechtswissenschaft, JSt 2011, 164.

10) Wachter, anwaltliches Disziplinarrecht – weites Feld (Teil I), materi-
ell-rechtlicher Teil I NetV 2004/ 9, 6.

11) Achammer, in Wiener Kommentar zur Strafprozessordnung – StPO
177. Lfg § 61 StPO Rz 6.

12) Achammer, aaO § 61 StPO Rz 8.
13) Fabrizy, StPO § 61 Rz 3 sowie Achammer, aaO § 61 StPO Rz 13.
14) RIS-Justiz RS 0098131; 11 Os 117/92 sowie zuletzt 14 Os 173/10p.
15) Seiler, Strafprozessreform 20042 54.
16) OGH 1. 3. 2011, 14 Os 173/10p.
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§ 38 StGB scheint sohin als überzogen formalistisch;
§ 61 Abs 1 Z 1 StPO auch noch auf die HV anzuwen-
den, widerspräche dem telos dieser Norm. ME lässt sich
zudem sehr überzeugend argumentieren, dass § 61
Abs 1 Z 2ff gegenüber Z 1 die leges specialae darstellen
und diesem daher derogieren.

Liegen bei der HV also alle weiteren Voraussetzun-
gen für eine Verteidigung durch einen „kleinen Kon-
zipienten“ vor, so darf dieser die Verhandlung ver-
richten, auch wenn der Angeklagte aus der U-Haft

vorgeführt wird. Dies ist mE sowohl die rechtsdogma-
tisch richtige, als auch standes- und rechtspolitisch
korrekte Lösung. Solange sich hierzu jedoch noch
keine einhellige Standesansicht und/oder Rsp etabliert
hat, ist für die Rechtsanwalts (-anwärterische) Praxis
dennoch dringend anzuraten, sich sicherheitshalber
vorab mit dem HV-Richter abzusprechen, wenn zwar
die U-Haft bis zur HV verhängt wurde, aber alle an-
deren Bedingungen einer Verteidigernotwendigkeit
nicht vorliegen.
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Anwaltsakademie
Terminübersicht Jänner 2013 bis März 2013

Jänner 2013

10. 1. LINZ
Workshop
Immobilienertragsbesteuerung in Kooperation mit
KPMG Alpen-Treuhand AG Wirtschaftsprüfungs-
und Steuerberatungsgesellschaft in Linz
Seminarnummer: 20130110/3

14. 1. DORNBIRN
Workshop
Immobilienertragsteuer
Seminarnummer: 20130114/7

15. 1. INNSBRUCK
Workshop
Immobilienertragsteuer
Seminarnummer: 20130115/6

16. 1. GRAZ
Update
Insolvenzrecht spezial –
Workshop für Insolvenzverwalter
Seminarnummer: 20130116/5

18. und 19. 1. INNSBRUCK
Special
Internet – Rechtsfragen und Recherchen
Seminarnummer: 20130118/6

18. und 19. 1. INNERSCHWAND/MONDSEE
Special
Der Liegenschaftsvertrag
Seminarnummer: 20130118/3

18. und 19. 1. WIEN
Basic
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20130118/8

21. 1. WIEN
Privatissimum
Praxistipps für Rechtsmittel in Strafsachen: Der Ein-
stieg in die Nichtigkeitsbeschwerde
Seminarnummer: 20130121A/8

21. und 28. 1. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer (ESt)
Seminarnummer: 20130121/8

24. 1. SALZBURG
Workshop
Immobiliensteuer –Gestaltungsfragen und erste Er-
fahrungen
Seminarnummer: 20130124/4

25. und 26. 1. LINZ
Update
Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und Wohn-
recht
Seminarnummer: 20130125/3

25. und 26. 1. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren Teil I: AVG, VStG
Seminarnummer: 20130125/8

28. 1. WIEN
Workshop
Immobiliensteuer –Gestaltungsfragen und erste Er-
fahrungen
Seminarnummer: 20130128/8

29. 1. GRAZ
Workshop
Immobilienertragsteuer
Seminarnummer: 20130129/5

29. 1. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
Seminarnummer: 20130129/8

30. 1. ALLAND
Workshop
Immobilienertragsteuer
Seminarnummer: 20130130/2

31. 1. GRAZ
Special
Klinische Rechtsmedizin
Seminarnummer: 20130131/5

Februar 2013

1. und 2. 2. GRAZ
Special
„Die 12 Geschworenen“ – Strafrecht II
Seminarnummer: 20130201/5

1. und 2. 2. WIEN
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20130201/8

8. und 9. 2. SATTLEDT
Basic
Europarecht in der anwaltlichen Praxis
Seminarnummer: 20130208/3
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12. und 19. 2. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminarnummer: 20130212/8

15. und 16. 2. WIEN
Special
Zentrale Fragen des Verwaltungsverfahrens
Seminarnummer: 20130215/8

20. und 27. 2. WIEN
Extra
Professional Legal Writing in English:
Three Key Skills for New Associates
Seminarnummer: 20130220A/8

21. und 22. 2. WIEN
Special
Intellectual Property
Seminarnummer: 20130221/8

21. bis 23. 2. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles, was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20130221A/8

21. und 22. 2. FELDKIRCH
Basic
Familienrecht: Ehe/Eingetragene
Partnerschaft & die Folgen ihrer Auflösung
Seminarnummer: 20130221/7

22. und 23. 2. WIEN
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20130222/8

25. 2. WIEN
Basic
Update
Sachwalterschaft
Seminarnummer: 20130225/8

25. und 26. 2. SALZBURG
Update
Rechtsentwicklung im Abgabenrecht/Rechtsände-
rungen
Seminarnummer: 20130225/4

28. 2. und 1. 3. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20130228/8

März 2013

1. 3. WIEN
Update zum Insolvenzrecht –
Insolvenzverfahren von A bis Z
Seminarnummer: 20130301B/8

1. 3. WIEN
Special
Anglo-amerikanisches Zivil- und Wirtschaftsrecht
(Schwerpunkt Vertragsrecht)
Seminarnummer: 20130301/8

1. und 2. 3. ANSFELDEN-SÜD
Basic
Zivilverfahren I
Seminarnummer: 20130301/3

1. und 2. 3. WIEN
Special
Versicherungsvertragsrecht
Seminarnummer: 20130301A/8

5. 3. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
3. Internationales Steuerrecht
Seminarnummer: 20130305/8

8. 3. WIEN
Update
Insolvenzrecht spezial –
Workshop für Insolvenzverwalter
Seminarnummer: 20130308C/8

8. und 9. 3. GRAZ
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20130308A/5

8. und 9. 3. INNSBRUCK
Basic
Steuer- und Abgabenrecht
Seminarnummer: 20130308/6

8. und 9. 3. WIEN
Basic
Strafprozess interaktiv
Seminarnummer: 20130308A/8

8. und 9. 3. WIEN
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation
Seminarnummer: 20130308/8

13. 3. WIEN
Extra
Workshop Legal Writing:
Mastering the Mechanics
Seminarnummer: 20130313/8

14. und 15. 3. WIEN
Special
Einführung in das Umgründungsrecht
Seminarnummer: 20130314A/8

14. bis 16. 3. WIEN
Basic
Europäisches Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20130314/8
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15. 3. WIEN
Update
Zivilprozess (mit Lugano-Abkommen/Brüssel-Ver-
ordnungen), Exekution und Insolvenz
Seminarnummer: 20130315/8

15. und 16. 3. BREGENZ
Special
Konsumentenschutzrecht
Seminarnummer: 20130315/7

15. und 16. 3. ATTERSEE AM ATTERSEE
Basic
Abgabenrecht
Seminarnummer: 20130315/3

20. 3. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Recht der Kapitalgesell-
schaften
Seminarnummer: 20130320/8

21. bis 23. 3. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20130321/2

22. und 23. 3. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren Teil III:
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminarnummer: 20130322/8

Internet – Rechtsfragen und Recherchen
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Der Internet-Boom hat Rechtsanwälte vor eine dop-
pelte Herausforderung gestellt: Erstens müssen sie
mit den wichtigsten vom Internet aufgeworfenen
Rechtsfragen, mit vielen neuen gesetzlichen Regelun-
gen und mit der immer reicheren und differenzierteren
Rechtsprechung vertraut sein, wenn sie ihre Mandan-
ten auch in der Welt des Internet kompetent beraten
und vertreten wollen. Zweitens können Rechtsanwälte
selbst viel effizienter und rationeller arbeiten, wenn
sie die durch das Internet eröffneten Möglichkeiten
der Informationsbeschaffung und Recherche so weit
wie möglich nutzen.
Dieses Seminar vereint beide Aspekte: Auf eine Dar-
stellung wesentlicher Bereiche des Informationsrechts
samt Besprechung aktueller Entwicklungen in Ge-
setzgebung und Rechtsprechung (insbesondere des

OGH) folgt eine intensive Beschäftigung mit dem sich
explosionsartig vergrößernden Angebot an Rechtsin-
formation – warum nicht die vom Internet aufgeworfe-
nen Rechtsfragen gleich mittels Internet lösen?
Die Teilnehmer bekommen Zugangsberechtigungen
zur Verfügung gestellt, mit denen sie auch ansonsten
kostenpflichtige Rechtsdatenbanken ausprobieren kön-
nen.
Die Teilnehmerzahl ist auf 24 Personen beschränkt.
Bitte bringen Sie Ihre eigenen Laptops mit. In der Villa
Blanka ist WLAN verfügbar.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referent: MMag. Dr. Albrecht Haller, RA und Univer-
sitätslektor in Wien
Termin: Freitag, 18. 1. 2013 und Samstag, 19. 1. 2013
= 3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck, Villa Blanka

Rechtsentwicklung im Abgabenrecht/Rechtsänderungen

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ein Großteil der Rechtsberatung im wirtschaftlichen
Bereich erfordert auch die Berücksichtigung steuerli-
cher Aspekte. Laufend verändern höchstgerichtliche
Entscheidungen und Richtlinien die Gestaltungsmög-
lichkeiten. Der Schwerpunkt dieser Veranstaltung liegt
in der Vermittlung von kürzlich erfolgten sowie bevor-
stehenden Rechtsänderungen im Bereich des Abgaben-
rechtes.

Aktuelle Gesetzesänderungen mit den Auswirkungen
vor allem auf das Einkommensteuer-, Körperschaft-
steuer-, Umsatzsteuer- sowie Umgründungssteuerge-
setz werden Hauptthemen sein. Ein weiterer Schwer-
punkt wird auf die Entwicklungen im Finanzstrafrecht
gelegt.
Planung: Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder
und Steuerberater in Salzburg
Referenten: Mag. Christoph Schlager, Bundesministe-
rium für Finanzen – Abteilung VI/6 Einkommen-
und Körperschaftsteuer
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Mag. Rainer Brandl, Steuerberater in Linz
Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder und Steuer-
berater in Salzburg
Univ.-Lektor Dr. Christian Huber, Wirtschaftsprüfer
und Steuerberater in Linz
Univ.-Lektor Dr. Gerald Schmidsberger, MBL-HSG,
RA in Wels

HR Univ.-Prof. Dr. Nikolaus Zorn, Universität Inns-
bruck – Institut für Unternehmens- und Anteilskauf
Termin: Montag, 25. 2. 2013 und Dienstag, 26. 2. 2013
= 3 Halbtage
Seminarort: Salzburg, Castellani Parkhotel Salzburg

Familienrecht: Ehe/Eingetragene Partnerschaft &
die Folgen ihrer Auflösung

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Darstellung des österreichischen Familienrechts, ein-
schließlich der wesentlichen verfahrensrechtlichen Be-
stimmungen.
Planung: Mag. Stefan Aberer, RA in Bregenz

Referenten: HR Dr. Edwin Gitschthaler, Richter des
OGH
Dr. Maria In der Maur-Koenne, RA in Wien
Termin: Donnerstag, 21. 2. 2013 und Freitag, 22. 2.
2013 = 3 Halbtage
Seminarort: Feldkirch, Montfort – das Hotel

Zivilverfahren I

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt insbesondere dem (Neu-)
Einsteiger praxisorientiertes Know-how zum Zivilver-
fahren I. Instanz. Beispiele insbesondere zu den The-
men Zuständigkeit, Beweismittel und Prozesskosten er-
möglichen die Transparenz des Erkenntnisverfahrens.
Dargestellt und diskutiert werden die Vorgänge von
der Erstinformation des Klienten über Erstellung der
Klage und Klagebeantwortung bis zum Urteil. Die

Teilnehmer erhalten ein praxisbezogenes Fundament
für den Ablauf des Gerichtsprozesses I. Instanz.
Planung: Dr. Andreas Schweizer, Richter des LG Salz-
burg
Referenten: Dr. Iris Harrer-Hörzinger, RA in Salzburg
Mag. Bettina Knötzl, RA in Wien
Dr. Andreas Schweizer, Richter des LG Salzburg
Termin: Freitag, 1. 3. 2013 und Samstag, 2. 3. 2013 =
3 Halbtage
Seminarort: Ansfelden, Autobahnraststätte Ansfelden-
Süd

Gesellschaftsrecht I

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar ist als Basisseminar für Anwälte und
Rechtsanwaltsanwärter konzipiert, die einen Überblick
über das aktuelle Gesellschaftsrecht suchen. Im Semi-
nar werden auch die jüngsten gesetzgeberischen Ände-
rungen (zB GesRÄG 2011) behandelt.
In drei Halbtagen wird ein praxisnaher Gesamtüber-
blick über das österreichische Gesellschaftsrecht unter
Einschluss des GesbR (die im Herbst 2012 grundle-
gend reformiert werden soll) von den Personengesell-
schaften (OG, KG) und der stillen Gesellschaft über
die GmbH bis zur AG geboten.

Das Seminar bietet eine Zusammenstellung des aktuel-
len Normenbestandes, Hinweise auf die wichtigsten
Entscheidungen der letzten Jahre und weiterführende
Literaturangaben.
Es ist ein wichtiges Seminar für alle, die ihren Tätig-
keitsbereich als Anwälte nicht speziell auf das Gesell-
schaftsrecht fokussieren, aber ein solides Fundament
in diesem Fachbereich auf aktueller Gesetzesgrundlage
benötigen; für die Teilnehmer besteht jederzeit die
Möglichkeit, den Referenten zu unterbrechen und
fachbezogene Fragen zu stellen.
Planung: Univ.-Prof. Dr. Gunter Nitsche, Universität
Graz, Institut für Österreichisches und Internationales
Handels- und Wirtschaftsrecht
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Referenten: MMag. Alexander Enzinger, CVA, Wirt-
schaftsprüfer und Steuerberater, Unternehmensbera-
ter, Certified Valuation Analyst (CVA) und Gerichts-
sachverständiger

Univ.-Prof. Dr. Gunter Nitsche, Universität Graz, Insti-
tut für Österreichisches und Internationales Handels-
und Wirtschaftsrecht
Termin: Freitag, 8. 3. 2013 und Samstag, 9. 3. 2013 =
3 Halbtage
Seminarort: Graz, Hotel Das Weitzer

Steuer- und Abgabenrecht
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Ab-
gabenrechts ein. Insbesondere werden jene Steuerbe-
reiche beleuchtet, die für den Anwalt von Bedeutung
sind, sei es als Parteienvertreter, sei es als Vertragsver-
fasser oder auch als Steuerzahler.
Planung: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, RA in Innsbruck, Universität Innsbruck

Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, RA in Innsbruck, Universität Innsbruck
ADir. Markus Schedlberger, Großbetriebsprüfung Inns-
bruck
Mag. Dr. Oliver Kempf, Steuerberater in Innsbruck
Termin: Freitag, 8. 3. 2013 und Samstag, 9. 3. 2013 =
3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck, Villa Blanka

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!

Aus- und Fortbildung
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AVM – Seminare erstes Halbjahr 2013

AVM – Anwaltliche Vereinigung für Mediation
und kooperatives Verhandeln
Im ersten Halbjahr 2013 gibt es wieder jede Menge in-
teressante Seminare. Größtenteils sind sie auf Mediato-
rinnen und Mediatoren zugeschnitten. Das Seminar
„Das Kind im Scheidungs- und Trennungskonflikt
der Eltern“ ist aber ausdrücklich nicht nur für Mediato-
rInnen interessant, sondern für alle Personen, die El-
tern in Trennungssituationen beraten.

Das Kind im Scheidungs- und Trennungskonflikt
der Eltern
Termin: Samstag, 16. März 2013, 9.00 bis 18.15 Uhr,
9 UE
Referentin: Dr. Eva Mückstein
Ort: Rechtsanwaltskammer Wien, 1010 Wien, Ertl-
gasse 2/Ecke Rotenturmstraße 13, 1. Stock

Meine Konfliktgeschichte – Auswirkungen
auf meine Art zu mediieren
Termine: Freitag, 24. und Samstag, 25. Mai 2013, 9.00
bis 19.00 Uhr, 20 UE
Referentin: Dr. Margret Aull
Ort: Rechtsanwaltskammer Wien, 1010 Wien, Ertl-
gasse 2/Ecke Rotenturmstraße 13, 1. Stock

Kommunikationstraining für MediatorInnen
Termin: Samstag, 8. Juni 2013, 10.00 bis 18.00 Uhr,
9 UE
Referent: Dr. Herbert Gröger, Psychotherapeut, Super-
vision und Coaching
Ort: RAK Wien, 1010 Wien, Ertlgasse 2/Ecke Roten-
turmstraße 13, 1. Stock

„Große Gruppen bewegen“ –
Moderation von Großgruppen
Termin: Samstag, 22. Juni 2013, 9.00 bis 18.15 Uhr,
9 UE
Referent: Dipl.-Ing. Georg Tappeiner
Ort: ÖBVP-Büro, 1030 Wien, Löwengasse 3/5. Stock

RA Mag. Anna-Maria Freiberger
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2012. XIV, 190 Seiten.
Br. EUR 42,–
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Die Verbraucherrechterichtlinie umfasst die Haustürgeschäfte sowie den Fernabsatz und sieht allgemeine
Informationspf lichten für alle Verbraucherverträge vor. Daneben finden sich aber auch einige Vorgaben 
für den Bereich des allgemeinen Verbrauchervertragsrechts.

Die Themen im Detail:
•  Grundsätzliches zur Verbraucherrechte-Richtlinie: Entstehung, Anwendungsbereich, Zentralbegriffe,

Harmonisierungsgrad
• Informationspf lichten
• Widerrufsrechte
• Allgemeines Verbrauchervertragsrecht
• Zur Umsetzung der Verbraucherrechte-Richtlinie in Österreich

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

P. Bydlinski ∙ Lurger (Hrsg)

Die Richtlinie über die Rechte der 
Verbraucher
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Beschluss
Niederösterreich
Vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer NÖ wird
gemäß § 70 Abs. 1 DSt kundgemacht, dass die über
Mag. Felix Wallner, Rechtsanwalt in 2500 Baden, Kai-
ser Franz Ring 2, mit Beschluss des Disziplinarrates
der Rechtsanwaltskammer NÖ zu D 9/12 gemäß § 19
Abs. 1 a i.V.m. § 19 Abs. 3 Z. 1. lit. d DSt verhängte

einstweilige Maßnahme der vorläufigen Untersagung
der Berufsausübung gemäß § 19 (4) DSt außer Kraft
tritt. Der für die Dauer der Untersagung bestellte
mittlerweilige Stellvertreter Dr. Alexander Knotek,
Rechtsanwalt in 2500 Baden, Pergerstraße 12, wird ent-
hoben. (Beschluss vom 12. 11. 2012).
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14. Auf lage 2012. XIV, 368 Seiten.
Geb. EUR 64,–
ISBN 978-3-214-12191-4

Mit Hörerschein für Studierende EUR 49,60
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• Stand: Juli 2012

• Didaktische Konzeption

•  Umfassende Auswertung der gesamten Rechtsprechung und Literatur

• Benutzerfreundliches Sachregister

• Hilfreiche Fallprüfungsschemata

• Diversion: die „dritte Spur“ im Strafrecht

• Neu: folgt der Konzeption der personalen Unrechtslehre

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Kienapfel ∙ Höpfel ∙ Kert

Strafrecht Allgemeiner Teil 14. Auf lage
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Die österreichische Anwaltschaft im Gespräch
mit den europäischen Institutionen

Am 28. 11. 2012 sind das Präsidium des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages, seine Delegati-

onsmitglieder beim CCBE und die Vertreter der auto-
nomen Rechtsanwaltskammern ein weiteres Mal in
Brüssel zusammengekommen, um den Gesprächsfaden
– um nicht zu sagen guten Draht! – mit den europä-
ischen Institutionen auf hochrangiger Ebene weiter
zu spinnen. Ein Informationsaustausch über die sekto-
ralen Rechtsanwalts-Richtlinien im Brüsseler Büro des
ÖRAK bildete den Auftakt dieses Besuchs. Die in der
Generaldirektion Binnenmarkt und Dienstleistungen
der Europäischen Kommission für den Rechtsanwalts-
beruf zuständigen Beamten, Jürgen Tiedje, Konstantinos
Tomaras und Agnieszka Matuszak, erläuterten die Pläne
der Kommission im Zusammenhang mit der derzeit
laufenden Evaluierung der RL 98/5/EG und 77/249/
EWG.

Tomaras, der selbst als Rechtsanwalt für Clifford
Chance in Athen und Brüssel tätig gewesen war bevor
er zur Kommission wechselte, betonte, dass er drei
wichtige Funktionen des Rechtsanwalts erkennen
könne. Der Anwalt sei erstens „Agent“ im justiziellen
System der Mitgliedstaaten, er sei zweitens „Agent“
des Klienten und er sei schließlich auch „Agent“ des
Wirtschaftslebens. Eine Modernisierung der Rechtsan-
walts-Richtlinien müsse diesen drei Funktionen Rech-
nung tragen und sie in eine Balance zueinander setzen.
Tomaras warnte davor, unter dem Vorwand des Ver-
braucherschutzes oder der Rolle des Anwalts in der Jus-
tiz an Beschränkungen festzuhalten, die inWirklichkeit
nicht mehr diesen Zielen dienen, sondern den Rechts-
anwalt vor unliebsamen Konkurrenten auf dem Rechts-
dienstleistungsmarkt schützen sollen.

Bislang habe die Kommission die Niederlassung und
Dienstleistungserbringung durch Rechtsanwaltsgesell-
schaften, darunter auch interdisziplinäre Partnerschaf-
ten undGesellschaften mit Fremdkapital, die Auflösung
von Konflikten zwischen dem Berufsrecht des Her-
kunftslandes und jenem des Aufnahmestaates, die Frei-
zügigkeit von Konzipienten und die Zusammenarbeit
der Berufsorganisationen, insbesondere bei der Auf-
sicht über europaweit tätige Rechtsanwaltsgesellschaf-
ten, als jene vier Problembereiche identifiziert, die einer
genaueren Analyse bedürfen. Der ÖRAK und der
CCBE sind eingeladen, zu diesen vier Punkten Stellung
zu nehmen. Tiedje versicherte jedoch, dass weder die

Absicht bestehe, die Rechtsanwalts-Richtlinien mit
der Berufsqualifikationsrichtlinie zu fusionieren oder
auf anderemWege zu beseitigen, noch in die Organisa-
tion der beruflichen Selbstverwaltung einzugreifen.

Der Höhepunkt des Programms war das festliche
Dîner des ÖRAK im Musée Belvue, zu dem zahlreiche
Vertreter aus den europäischen Institutionen und der
Ständigen Vertretung Österreichs geladen waren. Die
rund achtzig Gäste wurden von Präsident Dr. Rupert
Wolff willkommen geheißen. Der österreichische Jurist,
ehemalige griechische Außenminister und nunmehrige
Abgeordnete zum Europäischen Parlament Dimitrios
Droutsas machte die Wirtschaftskrise in Griechenland
zum Thema seiner Festrede. Die Krise sei überwiegend
hausgemacht, doch müssten die Staaten der Europä-
ischen Union jetzt Solidarität zeigen und dem Land
helfen, wieder auf die Beine zu kommen. In Griechen-
land müsse der Filz aus Politikern undWirtschaftsmag-
naten, die insbesondere die Medien und die Justiz kon-
trollieren würden, beseitigt werden. Eine neue Genera-
tion müsse das Ruder in Griechenland übernehmen
und das Land aus der Misere führen.

Am festlichen Abendessen des ÖRAK nahmen, unter
anderen, Richter am Europäischen Gericht Dr. Josef
Azizi sowie neben Droutsas die Abgeordneten zum Eu-
ropäischen Parlament Evelyn Regner, Alexandra Thein,
Heinz Becker, Angelika Werthmann und Ewald Stadler
teil. Aus dem Rat kam der für Justizagenden zuständige
Abteilungsleiter Fernando Paulino Pereira, aus der Euro-
päischen Kommission kamen die Abteilungsleiter
Alexandra Jour-Schröder (Abteilung für Strafrecht) und
Gérard Legris (Transparenzinitiative), die stellvertre-
tenden Abteilungsleiter Philip Kienapfel (Abteilung
Anti-Trust: Verkehr, Postwesen und sonstige Dienst-
leistungen) und Rüdiger Dohms (Abteilung staatliche
Beihilfen: Postdienste und sonstige Dienstleistungen)
sowie DDr. Wolfgang Bogensberger, DDr. Gerald Braun
und Enrico Traversa vom Juristischen Dienst.

Die europäische Rechtsanwaltschaft war hochrangig
vertreten durch Dr. Marcella Prunbauer-Glaser als Prä-
sidentin des CCBE, Prof. DDDr. Lutz Simon als Präsi-
dent der Fédération des Barreaux d’Europe und Jean-
Jacques Forrer als Präsident der Délégation des Barreaux
de France.

RA Benedict Saupe,
ÖRAK Büro Brüssel
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Ordentliche Vollversammlung der Salzburger
Rechtsanwaltskammer vom 12. 11. 2012

B ei der stattgefundenen ordentlichen Vollversamm-
lung der Salzburger Rechtsanwaltskammer waren

124 (davon 97 RAe und 27 RAAe) von 522 Mitglie-
dern der Salzburger Rechtsanwaltskammer anwesend.
Nach Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähig-
keit berichtete der Präsident über die Arbeit des Aus-
schusses und dankte allen ehrenamtlichen Funktionä-
ren.

Anschließend erstattete der Präsident des Diszipli-
narrates, Dr.Walter Aichinger, den Bericht über die Tä-
tigkeit des Disziplinarrates.

Es wurden sodann die wesentlichen Ziffern des Jah-
resabschlusses 2011 vorgetragen. Der Rechnungsprüfer
Dr. Peter Rothart teilte mit, dass der Abschluss 2011 von
den Rechnungsprüfern geprüft wurde und beantragte,
dem Kammerausschuss die Entlastung zu erteilen.
Die Entlastung für den Jahresabschluss 2011 wurde
mit 14 Stimmenthaltungen erteilt. Der Jahresabschluss
wurde einstimmig genehmigt.

Die Satzungsänderungen Teil A wurden mit 1 Ge-
genstimme und einer Stimmenthaltung genehmigt.

Der Voranschlag für die Kammergebarung 2013
wurde ohne Gegenstimmen mit 1 Stimmenthaltung
beschlossen.

Der Kammerbeitrag für Rechtsanwälte/Innen
samt Zuschlägen (= Kammerbeitrag) beträgt für 2013
(gleichbleibend wie 2012) wie folgt:
" Grundbeitrag a 900,–
" Zusatzbeitrag für den 1. RAA a 900,–
" Zusatzbeitrag für den 2. RAA a 1.800,–
" Zusatzbeitrag für den 3. RAA a 2.700,–
" Zusatzbeitrag für den 4. RAA a 3.600,–
" für eine(n) Angestellte(n) mit
Beglaubigungsurkunde a 130,–

" Zuschlag für lokale Kammerwerbung entfällt für
2013

Die Kammerbeiträge sind in zwei gleichen Teilbeträ-
gen am 1. 1. und 1. 7. eines jeden Jahres zur Zahlung
fällig. Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe von 8%
über dem Basiszinssatz.
" Zuschlag für die Prämie der Zweitrisikoversicherung
bei einer Versicherungssumme
von a 400.000,– a 1.089,–
bei einer Versicherungssumme
von a 600.000,– a 1.210,–

" für die Eintragung in die Liste der
Rechtsanwälte a 250,–

" für die Eintragung in die Liste der
Rechtsanwaltsgesellschaften a 250,–

" Zuschlag für den Notfallfonds a 0,–

Der Kammerbeitrag für Rechtsanwaltsanwärter/
Innen a 40,–
Der Kammerbeitrag ist am 1. 5. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig. Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe
von 8% über dem Basiszinssatz.

Die Umlagenordnung 2013 wurde mit 2 Gegen-
stimmen sowie 1 Stimmenthaltung wie folgt beschlos-
sen:
" für Rechtsanwälte/Innen unter 65 Jahre a 4.872,–
" für Rechtsanwälte/Innen, die am 1. 1. des Beitrags-
jahres das 65. Lebensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gem § 50 Abs 1 lit a und b RAO zu diesem
Zeitpunkt vollendet war a 2.436,–

" für Rechtsanwälte/Innen, die am 1. 1. des Beitrags-
jahres das 75. Lebensjahr vollendet haben und deren
Wartezeit gem § 50 Abs 1 lit a und b RAO zu diesem
Zeitpunkt vollendet war a 0,–

" Zuschlag für niedergelassene europäische RAe auf
den Versorgungseinrichtungsbeitrag 100%

" für Rechtsanwaltsanwärter/Innen a 2.436,–
" Sterbegeld fällig binnen 14 Tagen
ab Datum der Vorschreibung a 15.000,–

Aufteilung erfolgt nach Anzahl der am Sterbetag ein-
getragenen RAe

Die Beiträge Teil A sind in vier gleichen Teilbeträ-
gen am 1. 1., 1. 4., 1. 7. und 1. 10. eines jeden Jahres
zur Zahlung fällig. Verzugszinsen ab Fälligkeit in Höhe
von 8% über dem Basiszinssatz.

Der Antrag des Ausschusses der Salzburger Rechts-
anwaltskammer auf Erhöhung des Beitrages der „Zu-
satzpension – neu“ für 2013 auf a 4.950,– festzusetzen,
wurde mit 2 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen
angenommen.

Die Leistungsordnung 2013 wurde einstimmig wie
folgt beschlossen:
" Festsetzung der Basisaltersrente auf
monatlich brutto a 2.083,–

(bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt eine
anteilige Kürzung, sodass der Gesamtauszahlungsbe-
trag nie mehr als brutto a 2.083,– beträgt. Sämtliche
Zahlungen erfolgen 14x jährlich.)

Die Weitergewährung der Unterstützung für Han-
nah Pichlmüller mit monatlich a 370,–
für das Jahr 2013 wurde einstimmig genehmigt.

Die durchgeführten Neuwahlen haben folgendes
Ergebnis gebracht:

Vizepräsident:
Dr. Erich Greger
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Ausschussmitglieder aus dem Kreis der Rechtsan-
wälte/Innen:
Dr. Franz Essl
Dr. Robert Krivanec
Dr. Harald Kronberger
Dr. Brigitte Piber
Ausschussmitglied aus dem Kreis der Rechtsan-
waltsanwärter/Innen:
Mag. Patricia Seidl, LLB.oec.

Disziplinarräte aus dem Kreis der Rechtsanwalts-
anwärter/Innen:
Dr. Johannes Neumann
Mag. Andreas Nicolai
Rechnungsprüfer:
Dr. Reinhard Ratschiller
Dr. Peter Rothart

Der Präsident schloss die Vollversammlung mit dem
Dank an alle Funktionäre für ihr Engagement.

RA Dr. Leopold Hirsch
Präsident der Salzburger Rechtsanwaltskammer

Besondere Auszeichnung für Tiroler Anwälte
Fünf Tiroler Rechtsanwälte für Verdienste um die
Republik Österreich mit Ehrenzeichen ausge-
zeichnet. Großes Ehrenzeichen für Innsbrucker
Rechtsanwalt Dr. Harald Burmann

Am Dienstag, dem 27. 11. 2012, war die Tiroler
Rechtsanwaltskammer Schauplatz eines besonde-

ren Festaktes: Im Namen von Bundespräsident
Dr. Heinz Fischer wurden gleich fünf Tiroler Rechtsan-
wälte, darunter eine Rechtsanwältin, von OLG-Präsi-
dent Dr. Walter Pilgermair mit Ehrenzeichen für Ver-
dienste um die Republik Österreich ausgezeichnet. Hö-
hepunkt des Abends bildete die Verleihung des Großen
Ehrenzeichens an Altpräsident Dr. Harald Burmann für
seine über 30-jährige ehrenamtliche Tätigkeit in den
Gremien der Tiroler Rechtsanwaltskammer. Das
Große Ehrenzeichen wurde zuletzt vor acht Jahren an
einen Tiroler Rechtsanwalt verliehen. Entsprechend
groß war die Freude.

Überreicht wurden die insgesamt vier Goldenen und
das Große Ehrenzeichen stellvertretend für den Bun-
despräsidenten durch den Präsidenten des OLG Inns-
bruck, Dr. Walter Pilgermair. Erst zum zweiten Mal
in der Geschichte der Tiroler Anwaltschaft erhielt mit
Dr. Christine Mascher eine Frau das Goldene Ehrenzei-
chen für ihre ehrenamtliche Tätigkeit als Anwaltsrich-
terin der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommis-
sion (OBDK) in Wien. Für die gelungene feierliche
musikalische Gestaltung des Festaktes sorgte das Inns-
brucker Hornquartett „Just 4 Horns“ unter der Leitung
von Marco Treyer.

Würdigung durch die Republik Österreich

„Die heutige Verleihung der Ehrenzeichen ist eine be-
sondere Würdigung unseres Rechtsanwaltsstandes
durch die Republik Österreich. Gleich vier Kollegen
und eine Kollegin werden im Namen des Bundespräsi-
denten für ihre ehrenamtlichen Dienste für den
Rechtsanwaltsstand ausgezeichnet. Dass zudem nach
acht Jahren auch wieder ein Tiroler Rechtsanwalt das

Große Ehrenzeichen der Republik Österreich verlie-
hen bekommt, zeigt, welch wichtigen Beitrag Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte tagtäglich für das
Funktionieren des Rechtsstaates leisten. Auf diese Leis-
tung können wir sehr stolz sein“, zeigt sich Dr. Markus
Heis, Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer, über
die Auszeichnungen hoch erfreut.

Die Träger der Ehrenzeichen

Ausgezeichnet mit dem Goldenen Ehrenzeichen wur-
den RA Dr. Albin Huber aus Innsbruck, RA Dr. Chris-
tine Mascher aus Hall, RA Dr. Christian Pesl aus Inns-
bruck und RA Dr. Gerhard Seirer aus Lienz.

Mit dem Großen Ehrenzeichen wurde RA Dr. Ha-
rald Burmann aus Innsbruck ausgezeichnet. Allesamt
erhielten die Ehrenzeichen für ihre langjährige ehren-
amtliche Tätigkeit in den Gremien der Tiroler Rechts-
anwaltskammer.

Die würdigen Ehrenzeichenträger

V.l.n.r. RA Mag. Christian Pesl, OLG-Präsident
Dr. Walter Pilgermair, RA Dr. Christine Mascher, RA
Dr. Harald Burmann, Präsident RA Dr. Markus Heis, RA
Dr. Gerhard Seirer und RA Mag. Albin Huber

Mag. Johannes Lentner
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Juristen-Ball 2013
Fasching-Samstag, 9. 2. 2013, Hofburg Vienna

D achfoyer mit Salsarhythmen, Cocktails, Grappa-,
Wein- und Austernbar

Ehebaldige Tischreservierung wird empfohlen!

Karten und Tische im Ballbüro (Juristenverband),
Post: 1017 Wien, Parlament, PF
E-Mail: office@juristenball.at
Internet: www.juristenball.at
Büro dzt: Wien 8, Landesgerichtsstraße 11,
Parterre, Zi. 063
Telefon: +43 (0)1 40127 DW 1535, Fax-DW 1482;
Montag–Freitag 9.00–13.00 Uhr;

Eintrittskarten ab 2. 1. 2013 auch bei:
MANZ, 1010 Wien, Kohlmarkt 16
Montag–Freitag 9.30–18.30 Uhr,
Samstag 9.30–17.00 Uhr;
Kuppitsch, 1010 Wien, Schottengasse 4
Montag, Dienstag, Mittwoch 9.00–19.00 Uhr,
Donnerstag, Freitag 9.00–20.00 Uhr,
Samstag 10.00–18.00 Uhr
LexisNexis, 1010 Wien, Riemergasse 1–3
Montag–Freitag 9.00–18.00 Uhr;

Kleidung:
Damen: Großes (= langes) Abendkleid (kein Hosen-,

Partyanzug oder kurzes Abendkleid);
Herren: Frack, Smoking (schwarz oder dunkelblau)

oder Uniform (großer Gesellschaftsanzug).
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http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012
http://www.manz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeitschriften-Ueberblick.html?isbn=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012

Jährlich 11 Hefte (monat lich außer August). Erscheint 2012 im 16. Jahrgang.
Jahresabonnement 2012 EUR 218,– inkl. Versand (in Österreich)
Kennenlern-Abonnement 2012: 3 Hefte EUR 15,– inkl. Versand (in Österreich)

5-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012=1605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012605-2536-1&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_term=immolex&utm_campaign=ZS-HeftInHeft-immolex-12-2012

Schwerpunkt: Schimmelbildung im Gebäude 

immolex – Zeitschrift 
für Miet- und Wohnrecht

•  Was sind die Ursachen für Schimmelbildung und welche Gefahren sind damit verbunden? (Benesch)
•  Welche wechselseitigen Pfl ichten ergeben sich zwischen Bestandgeber und Bestandnehmer, welche

vertraglichen Vereinbarungen sind möglich und sinnvoll? (Prader)
•  Wie ist dem Problem der Vermeidung, Bekämpfung und Sanierung innerhalb der Eigentümergemeinschaft zu 

begegnen? (Edelhauser)

Jetzt in der immolex 12/2012
Einzelheft EUR 23,80 bestellen unter 01/531 61-100

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

nnnz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeits
nnnz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeits
nnnz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeits
nnnz.at/produkte/Zeitschriften/Fachzeits
nnnz at/produkte/Zeitschriften/Fachzeits

Chronik



Rechtsprechung

33Österreichisches Anwaltsblatt 2013/01

Disziplinarrecht

§ 13 RL-BA – Verpflichtung des „gemeinsamen“ Vertragserrichters

Der Vertragsverfasser bleibt zur Wahrung der Interessen beider (auch nur in Aussicht genommener)
Vertragspartner verpflichtet, selbst wenn vor Vertragsunterfertigung der Käufer von einem anderen
RA vertreten wird.

OBDK 6. 8. 2012, 5 Bkd 5/12

Aus den Gründen:
Der DB hatte einen Kaufvertragsentwurf aufgrund ei-
nes von beiden Vertragsparteien unterfertigten Anbots
erstellt, wobei er für den Verkäufer schon öfters tätig
gewesen war. Aufgrund diverser offener Fragen betref-
fend den Kaufvertragsentwurf beauftragte der in Aus-
sicht genommene Käufer einen anderen RA mit der
Überprüfung des Kaufvertragsentwurfs.

Die DB befand sich in einer geradezu typischen Situ-
ation, in der sich ein Vertragserrichter befindet, wenn
er zwischen einem langjährigen Klienten (üblicher-
weise der Bauträger) und einer ihm zunächst unbe-
kannten dritten Person als Käufer einen Kaufvertrag
zu errichten hat. Einerseits ist er verpflichtet, die Inte-
ressen beider Kaufvertragsparteien zu wahren. Ande-
rerseits steht er zum Verkäufer zumindest wirtschaft-
lich in einem Naheverhältnis und hat idR auch be-
stimmte Vertragsvorgaben zu beachten; ein „Drahtseil-
akt“, den es zu bewältigen gilt.

Die Situation der DB hatte sich aus ihrer Sicht zu-
nächst insofern „verbessert“, als ein anderer RA zusätz-
lich die Beratung und Vertretung des Käufers über-
nommen hatte. Dadurch hatte die DB nunmehr die
Möglichkeit, einerseits mit einem fachlich versierten

Kollegen die Textierung des Kaufvertrages auszuhan-
deln, andererseits durfte sie davon ausgehen, dass der
Käufer nunmehr ein „gleich starkes Gegenüber“ bot,
sodass sie zunehmend die Rolle der Verkäuferin ein-
nahm bzw in den laufenden Vertragsverhandlungen
vermehrt die Interessen der Verkäuferin wahrnahm,
schon um ein entsprechendes Gleichgewicht in den
Vertragsverhandlungen gegenüber dem anderen RA,
der unzweifelhaft ausschließlich die Interessen des Käu-
fers zu wahren hatte, herzustellen.

Diese in Liegenschaftsangelegenheiten wirtschaft-
lich verständliche und durchaus übliche Vorgehens-
weise ist fallweise nur sehr schwer mit den DisVor-
schriften der RAe in Einklang zu bringen, da es in der
Situation, in der sich die DB befand, kaum möglich
ist, völlig unparteilich zu bleiben.

Anmerkung:
Die Regel des § 13 RL-BA stellt auch auf den Zeitpunkt der
Errichtung eines Vertragsentwurfs ab. Das spätere Einschrei-
ten eines anderen RA für einen der Vertragspartner hebt die
Verpflichtung des Verfassers des Vertragsentwurfs gem § 13
RL-BA nicht auf.

Klingsbigl

Gebühren- und Steuerrecht

§ 108 Abs 1 ZollR-DG – (Kurzfristiger) Entfall der Säumniszinsen im Zollrecht

Ab Inkrafttreten des § 30a FinStrG mit 1. 1. 2011 ist die Festsetzung einer Abgabenerhöhung nach
§ 108 Abs 1 ZollR-DG unzulässig.

VwGH 27. 9. 2012, 2012/16/0090

Sachverhalt:
Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens wurden für nä-
her beschriebene Waren Eingangsabgaben (Zoll und
Einfuhrumsatzsteuer) von a 1.262.531,18 vorgeschrie-
ben. Die Waren seien einer Fehltarifierung unterzogen
worden. Als Folge der Entstehung der Eingangsabga-
benschuld wurde gem § 108 Abs 1 ZollR-DG weiters
eine Abgabenerhöhung laut Berechnungsblätter im Be-
trag von a 52.284,78 vorgeschrieben.

Spruch:
Aufhebung des angef B wegen inhaltlicher Rechtswid-
rigkeit, soweit er die Abgabenerhöhung gem § 108
Abs 1 ZollR-DG betrifft.

Aus den Gründen:
Der angef B leidet hinsichtlich der festgesetzten Abga-
benerhöhung an folgender vom Beschwerdepunkt um-
fassten und vom VwGH von Amts wegen aufzugreifen-
den inhaltlichen Rechtswidrigkeit: Mit der Finanzstraf-
gesetznovelle 2010, BGBl I 2010/104 wurde dem Fi-
nanzstrafgesetz ein § 30a (betreffend „Strafaufhebung
in besonderen Fällen [Verkürzungszuschlag]“) einge-
fügt(, dessen Abs 5 lautet): „Unbeschadet des § 108
Abs 2 ZollR-DG ist die Festsetzung einer Abgabener-
höhung im Zusammenhang mit Zöllen und mit Abga-
ben, die von den Zollämtern zu erheben sind, unzuläs-
sig.“ § 30a FinStrG ist am 1. 1. 2011 in Kraft getreten
(§ 265 Abs 1p FinStrG). Die Bestimmung des § 30a

8337
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Abs 5 FinStrG ist eine Verfahrensbestimmung, die so-
mit ab Inkrafttreten anwendbar ist. Dass die Abgaben,
hinsichtlich welcher die Abgabenerhöhung vorgesehen
ist, erst nach Inkrafttreten entstanden sein sollten, ist
weder der Bestimmung des § 30a FinStrG noch der
Inkrafttretensbestimmung (mangels entsprechender
Übergangsbestimmungen) zu entnehmen.

§ 30a Abs 5 FinStrG spricht deutlich und keinen
Zweifel offen lassend davon, dass die Festsetzung einer
Abgabenerhöhung iZm Zöllen und mit Abgaben, die
von den Zollämtern zu erheben sind, unzulässig ist. Da-
von ausgenommen wird ausdrücklich die Abgabener-
höhung nach § 108 Abs 2 ZollR-DG. § 30a Abs 5
FinStrG spricht von „einer Abgabenerhöhung“ und
nicht von „der Abgabenerhöhung“. Damit ist nicht le-
diglich die Festsetzung „der“ Abgabenerhöhung nach
§ 30a Abs 1 leg cit, sondern die Festsetzung jeglicher
Abgabenerhöhung (eben unbeschadet der nach § 108
Abs 2 ZollR-DG) iZm Zöllen und von den Zollämtern
zu erhebenden Abgaben unzulässig. Somit ist mit der
Bestimmung des § 30a Abs 5 FinStrG als lex posterior
der Bestimmung des § 108 Abs 1 ZollR-DG materiell
derogiert. Angesichts der ausdrücklichen Erwähnung
des § 108 ZollR-DG in § 30a Abs 5 FinStrG kann auch
nicht davon gesprochen werden, dass § 108 Abs 1
ZollR-DG die speziellere Regelung gegenüber der Be-
stimmung des § 30a Abs 5 FinStrG wäre. Wäre ledig-
lich der Ausschluss der strafbefreienden Wirkung einer
Abgabenerhöhung oder die Anwendung des § 30a auf
die von den Zollämtern zu erhebenden Abgaben beab-
sichtigt gewesen, so hätte dem durch eine Regelung wie
etwa „§ 30a ist im Zusammenhang mit Zöllen und von
den Zollämtern zu erhebenden Abgaben nicht anzu-
wenden“ oder „§ 30a ist in Angelegenheiten des Zoll-
rechts nicht anzuwenden“ entsprochen werden können.
Somit ist ab Inkrafttreten des § 30a FinStrG, ab
1. 1. 2011, die Festsetzung einer Abgabenerhöhung
nach § 108 Abs 1 ZollR-DG unzulässig.

Anmerkung:
1. Dass der Gesetzgeber seine eigenen Formulierungen auch
gegen sich selbst gelten lassen muss, zeigt das vorliegende Erk
des VwGH, mit dem der VwGH auf eine apodiktisch weit for-
mulierte Ausschlussklausel in § 30a Abs 5 FinStrG hinwies.
Demnach war im Zollbereich „unbeschadet des § 108 Abs 2
ZollR-DG“ (das ist eine eigene strafbefreiende Verkürzungs-
zuschlagsregelung für Reisende) die Festsetzung einer Abga-
benerhöhung unzulässig (zu den legistischen Tücken des Wor-
tes „unbeschadet“ vgl bereits ausführlich Lang/Sutter, ÖZW
2001, 97ff). Da § 30a Abs 5 FinStrG aber nicht als bloße

isolierte Vorrangsregel zu Gunsten des § 108 Abs 2 FinStrG,
sondern als generelle zollrechtliche Ausschlussklausel für
andere Abgabenerhöhungen formuliert war, leitete der
VwGH daraus auch einen Ausschluss der ebenfalls ausdrück-
lich als „Abgabenerhöhung“ bezeichneten Regelung über
Säumniszinsen in Zollsachen gem § 108 Abs 1 ZollR-DG ab.

2. Der Gesetzgeber hat auf dieses Erk zwischenzeitlich be-
reits reagiert und § 30a Abs 5 FinStrG im FVwGG
2012 repariert, der nunmehr folgende neue Form erhalten
hat: „Die Festsetzung der Abgabenerhöhung ist im Zusam-
menhang mit Zöllen und mit Abgaben, die von den Zollämtern
zu erheben sind, unzulässig.“ Damit soll klargestellt werden,
dass nur die Abgabenerhöhung nach § 30a Abs 1 FinStrG
und nicht jedwede in Abgabenvorschriften vorgesehene Abga-
benerhöhung von der Ausschlussklausel erfasst sei. Die Erläu-
terungen nehmen dabei ausdrücklich auf das vorliegende Erk
Bezug. Dieses habe aus der bisherigen Formulierung abgelei-
tet, dass jegliche Abgabenerhöhungen iZm Zöllen und von
Zollämtern zu erhebenden Abgaben – mit Ausnahme von
§ 108 Abs 2 ZollR-DG – unzulässig wären. Diese Ansicht –
so die Erläuterungen – „entspricht nicht dem Willen des Ge-
setzgebers, der für die in Abs 5 genannten Fälle lediglich eine
Abgabenerhöhung nach § 30a FinStrG ausschließen wollte“.
Offenbar hat der Gesetzgeber somit etwas anderes normiert,
als er wollte.

3. Interessant sind nun aber vor allem die zeitlichen Wir-
kungen der vorliegenden VwGH-Rsp und nachfolgen-
den Gesetzeskorrektur. Gem § 265 Abs 1 s FinStrG tritt
§ 30a FinStrG mit dem der Kundmachung folgenden Tag
in Kraft. Damit stellt sich nunmehr die Anwendungsfrage.
Auf Basis des VwGH-Erk war ab 1. 1. 2011 die Vorschrei-
bung einer Abgabenerhöhung – auch für davor liegende Zeit-
räume – unzulässig (insofern rückwirkend begünstigend). Mit
Inkrafttreten des FVwGG 2012 dreht sich dieser Effekt nun
aber um: Nunmehr sind Abgabenerhöhungen mangels beson-
derer Regelung wieder – und zwar auch für vor dem Inkraft-
treten liegende Zeiträume – zulässig. Damit kommt es aber
prima facie zu einer verbösernden faktischen Rückwirkung,
jedenfalls für die Zeiträume zwischen 1. 1. 2011 (Inkraft-
treten des ursprünglichen § 30a Abs 5 FinStrG) bis zum In-
krafttreten des FVwGG (Neufassung des § 30a Abs 5
FinStrG). Hier hat die Rechtslage vor dem FVwGG nämlich
– ungeachtet eines möglichen gegenteiligen, jedoch nicht mate-
rialisierten Willens des Gesetzgebers – nach Auslegung des
VwGH zu keinem Zeitpunkt andere zollrechtliche Abgabener-
höhungen als § 108 Abs 2 ZollR-DG zugelassen. Eine rück-
wirkende Einbeziehung auch dieses Zeitraums durch das
FVwGG kann daher verfassungsrechtlich problematisch sein.

Franz Philipp Sutter

Rechtsprechung
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Tannert

FinStrG 8. Aufl age

Finanzstrafgesetz

Das komplett überarbeitete Buch enthält:
•  das FinStrG und alle wichtigen Nebenvor-

schriften auf dem Stand vom 1. 9. 2012
•  präzise Kommentierung zu den einzelnen 

Bestimmungen sowie
•  die grundlegenden Entscheidungen von 

OGH, VfGH, VwGH und UFS

Berücksichtigt wurden die zahlreichen Geset-
zesnovellen der vergangenen Jahre, ua.
• Abgabenänderungsgesetz 2012
• Betrugsbekämpfungsgesetz 2010
• Finanzstrafgesetz-Novelle 2010
und auch bereits das Schweizer Abgeltungs-
steuerabkommen.

Inkl.

AbgÄG 

2012!
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Für Sie gelesen
" Strafrecht, Besonderer Teil. Jahrbuch 2012. Von Ingrid Mit-

gutsch/Wolfgang Wessely (Hrsg).Neuer Wissenschaftlicher Verlag,
Wien – Graz 2012, 163 Seiten, br, a 38,–.

In der nunmehr 5. Ausgabe des Jahrbuches
„Strafrecht Besonderer Teil“ wird der Leser
in altbewährter Weise über die Entwicklun-
gen und Neuerungen auf dem Gebiet des
Strafrechts auf den neuesten Stand gebracht.
Herausgegeben von Ingrid Mitgutsch und
Wolfgang Wessely bietet das Werk zunächst
eine Übersicht über die Novellierungen des
letzten Jahres und bietet eine gelungene,
gut gegliederte Darstellung derselben. Dem

Leser werden nicht nur die Ursachen und Quellen für die
Neuerungen aufgezeigt, sondern auch die neuen Tatbe-
standsmerkmale und sämtliche andere Änderungen geschil-
dert.

Anschließend folgt eine Dokumentation über die Ent-
wicklungen im Nebenstrafrecht, welche auch durch ihre be-
sonders gelungene Gliederung hervorsticht und dem Leser
somit die Auseinandersetzung mit den Neuerungen erleich-
tert. Neben einem Überblick über den neuen Gesetzestext
und den dazugehörigen Materialien enthält dieses Kapitel
auch Anmerkungen zu allen genannten Änderungen, in de-
nen nicht nur auf die Entwicklungen eingegangen wird, son-
dern va die Unterschiede zu den älteren oder anderen Geset-
zestexten aufgezeigt werden.

Es folgt ein Kapitel, das ausschließlich dem § 189 InvFG
gewidmet ist und neben dem unionsrechtlichen Hintergrund
dazu ausführlich auf die objektiven und subjektiven Tatbe-
stände, Konkurrenzen zu anderen Paragraphen oder auch
auf die Strafrahmen eingeht. Abschließend wird die Komple-
xität des Paragraphen kritisch hinterfragt und schließlich mit
einer Kritik zu dem Paragraphen auf dessen Komplexität
hingewiesen und festgestellt: „[. . .] die Analyse des § 189
InvFG ist nichts für Alltagsanwender“.

Abschließend enthält das Werk auch in dieser Auflage
wieder wichtige Entscheidungen des OGH vom vergange-
nen Jahr und schließt somit mit einem Praxisbezug zum Be-
sonderen Teil sowie zu ausgewählten Nebengesetzen.

Durch die sinnvolle und nachvollziehbare Gliederung des
Werkes wird dem Leser die Handhabung der vielen Neue-
rungen und Veränderungen des vergangenen Jahres erleich-
tert. Ebenso erleichtert das ausführliche Stichwortverzeich-
nis am Ende des Werkes die Arbeit mit dem Buch, sodass
es nicht nur Spezialisten zu empfehlen ist, sondern auch In-
teressenten dieses Gebietes einen guten Überblick über die
Materie bietet. Alles in allem eine gelungene Fortsetzung
der Serie, die sehr benutzerfreundlich gestaltet ist und einen
guten Leitfaden darstellt, der den Leser auf dem neuesten
Stand hält.

Ernst Schillhammer

" Marketingleitfaden für Rechtsanwälte. Analyse und Strategien
für erfolgreiches Kanzleimarketing. Bayerischer Anwaltverband
(Hrsg) unter Mitarbeit von Birgit Kurz/Wolfgang Zeiß. 5. Auflage,
Deutscher AnwaltVerlag, Bonn 2012, 176 Seiten, br, a 28,84.

So ändern sich die Zeiten: Früher waren
Standesorganisationen oft Anlaufstelle für
Beschwerden über Kollegen und Kollegin-
nen, die sich bemühten, ihre Kanzlei „zu ver-
markten“, möglicherweise, weil ein sich am
Dach drehendes Paragraphenzeichen zu
groß geraten war. Heute gibt der Bayerische
Anwaltverband einen Marketingleitfaden für
Rechtsanwälte heraus. Er enthält übersichtli-

che und präzise Vorschläge zur Verbesserung des Auftrittes
der eigenen Kanzlei auf dem Rechtsmarkt. Schon wer in der
Einleitung die „Schnellanalyse Kanzleimarketing“ liest, fin-
det auf zwei Seiten unter den 30 konkreten Denkanstößen si-
cher etliche, die ihn für die nächsten Tage mit der Beurtei-
lung, Überlegung, Entscheidung und Umsetzung beschäfti-
gen. Weitere wichtige Denkanstöße liefern die Tabellen zur
Analyse der Kosten und der Verteilung des Umsatzes nach
Fachgebieten. Wichtig und immer wieder aktuell die Frage:
„Wo sind Sie derzeit mit Ihrer Kanzlei und auf welchem
Rechtsgebiet wollen Sie schwerpunktmäßig tätig sein?“ Je-
der weiß, was gute und schlechte Mandanten sind. Aber
die formelle Qualifizierung nach A-, B- und C-Mandanten
hilft eventuell bei der Entscheidung, von welchen Mandan-
ten künftige Aufträge übernommen werden sollen oder auch
nicht. Weitere Denkanstöße bieten die Themen: Ermittlung
der Rentabilität eines Mandates, Service in der Kanzlei, Pro-
fessionelles Auftreten, Honorarpolitik, Transparenz des Ho-
norars, Gestaltung der Homepage, Social Media Marketing,
Medienarbeit, Planung Ihrer Kanzleientwicklung etc. Zahl-
reiche Fragen zwingen zu einem besseren Verständnis der
eigenen Positionierung und der Positionierung Ihrer Mitbe-
werber. Für eine Neuauflage wäre ein Wunsch, dass die Ta-
bellen und Statistiken in größerer Schrift das Lesen und ein
Stichwortverzeichnis am Ende das Auffinden von Themen
erleichterten. Das Werk bietet eine wertvolle Ergänzung
zur vorhandenen Marketingliteratur. Wer bereit ist, sich in-
tensiv mit dem Werk zu befassen und die Vorschläge umzu-
setzen, wird den Kaufpreis schon innerhalb weniger Minu-
ten eingespielt haben.

Ivo Greiter
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" Österreichisches und internationales Urheberrecht. Von Robert
Dittrich (Hrsg). 6. neu bearb Aufl, Verlag Manz, Wien 2012, LV,
1381 Seiten, geb, a 288,–.

Viermal wurde das UrhG seit Erscheinen der
Vorauflage geändert. Der Herausgeber macht
dies durch Randstriche beim Gesetzestext er-
sichtlich – eines von sehr vielen praktischen
Details dieses bewährten Werkes. Wieder
war eine wahre Flut von neuen Entscheidun-
gen und Fachbeiträgen zu verarbeiten.Mit ge-
wohnter Präzision hat Robert Dittrich diese
weiteren Materialien eingearbeitet, sodass

diesewahrhaft „GroßeGesetzausgabe“ erneut eine unentbehr-
licheQuelle bei der Arbeit imUrheberrecht bietet. Die umfas-
sende Auflistung und Zuordnung des Schrifttums, die sorgfäl-
tige Auswahl der passenden Erläuterungen und die prägnanten
Leitsätze erschließen dem Anwender diese sehr komplexeMa-
terie. Unter den „zusammenhängenden Rechtsvorschriften“
finden sich die einschlägigen Bestimmungen des IPR-G, des
EVÜ, desMedienG, desHlSchG, des ZuKG.Ebensowie Aus-
züge aus dem ECG und dem ABGB.

Ebenso umfassend werden die unionsrechtlichen Normen
wiedergegeben, beginnend mit dem Primärrecht der EU,
gefolgt von den Verordnungen und zahlreichen Richtlinien
zum Urheberrecht. Wieder wird deutlich, wie unzureichend
bislang die europäische Harmonisierung des Urheberrechts
– etwa im Vergleich zum Marken- und Musterrecht – ist.

Das dritteHauptstück ist demzwischenstaatlichenUrheber-
recht gewidmet. Um das Buch umfangmäßig nicht noch weiter
zu belasten, sind gewisse Verträge weiterhin (nur) in der zwei-
ten unddrittenAuflage abgedruckt.Dittrich verabsäumt es aber
nicht, dazu aktuelle Ergänzungen zu geben (1031ff).

Den Abschluss bilden ein Anhang mit dem Anti-Counter-
feiting Trade Agreement (ACTA) in englischer, französi-
scher und deutscher Sprache sowie das bei dieser Material-
fülle unentbehrliche Stichwortverzeichnis. Dafür, dass es Ro-
bert Dittrich erneut gelungen ist, diese ausufernde und zer-
splitterte Materie in einem Band „zu bändigen“, sei ihm
auch an dieser Stelle sehr gedankt. Ein Arbeiten imUrheber-
recht ohne dieses Buch ist kaum möglich.

Guido Kucsko

" ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz, Jahreskom-
mentar. VonMartin Sonntag (Hrsg). 3. Auflage, Linde Verlag, Wien
2012, 1720 Seiten, geb, a 148,80, im Abo a 119,–.

Zunächst sei auf die Rezension zur 2. Auflage
2011, erschienen im AnwBl 2012, 103 (Heft
2), verwiesen. Kaum war die 2. Auflage da,
wurde die 3. schon wieder notwendig: Und
zwar vor allem durch das Lohn- und Sozial-
dumping-Bekämpfungsgesetz, BGBl I 2011/
24, welches eine Ergänzung der Richtlinien-
kompetenz des Hauptverbandes brachte,
durch das BGBl I 2011/52, welches Anpas-
sungen des Bezügerechtes brachte, sowie

das Sozialrechtsänderungsgesetz 2011, BGBl I 2011/122.
Änderungen durch Novellierungen aus 2012 konnten nicht
mehr berücksichtigt werden. Auf sie wird aber im Vorwort
zur 3. Auflage hingewiesen.

Die 3. Auflage wurde um Rsp und Literatur bis Ende 2011
ergänzt. So findet sich in dieser 3. Auflage beispielsweise die
auch in Fachzeitschriften veröffentlichte E zu § 256 ASVG,
10 ObS 42/11 s v 21. 7. 2011, wonach, wenn die Höchst-
dauer von 24 Monaten als Regelfall für eine befristete Inva-
liditätspension nicht ausgeschöpft werden soll, zum Zeit-
punkt der Entscheidung über den Pensionsantrag bzw der
Zuerkennung der Invaliditätspension mit hoher Wahr-
scheinlichkeit feststehen muss, dass sich der Zustand schon
früher bessern werde und die bestehende Invalidität oder Be-
rufsunfähigkeit zum festgesetzten Endtermin behoben sein
wird, dafür ist der Versicherungsträger beweispflichtig, das
Risiko der Nichtfeststellbarkeit einer Besserung vor Ablauf
von zwei Jahren trifft demnach den Versicherungsträger
und nicht den Versicherten.

Auch die E 10 ObS 105/11 f v 20. 12. 2011 zu § 255
Abs 3a und 3b ASVG (Härtefallregelung Invaliditätspensi-
on) haben die Autoren noch zu berücksichtigen geschafft.

Insgesamt liegt wieder ein, wie schon in der Rezension zur
2. Auflage betont, für den Praktiker erfreulich handhabbares
Werk vor.

Ruth Hütthaler-Brandauer

" Wirtschafts- und Finanzstrafrecht in der Praxis. Aktuelle Fra-
gestellungen, erläutert anhand zahlreicher Beispiele. Von Bern-
hard Gröhs/Alexander Lang/Karin Mair (Hrsg). Band 5, Linde Ver-
lag, Wien 2012, 164 Seiten, br, a 38,–.

Schon zum 5. Mal werden die in dem von
Deloitte jährlich veranstalteten Symposium
Wirtschafts- und Finanzstrafrecht gehalte-
nen Vorträge in einem Tagungsband veröf-
fentlicht. Der vorliegende Band umfasst die
Vorträge des Symposiums im September
2010, das sich vornehmlich mit der Finanz-
strafgesetznovelle 2010 befasste.

Nach einem Überblick des deutschen
Rechtsanwalts und Steuerberaters Geuenich

über die praktischen Erfahrungen undRechtslage inDeutsch-
land mit der Selbstanzeige beschäftigt sich Oliver-Christoph
Günthermit aktuellenFragen undEntwicklungen der interna-
tionalen Amtshilfe und dem Spannungsverhältnis zum Bank-
geheimnis. Günther stellt die Lockerungen des Bankgeheim-
nisses iZm dem Amtshilfedurchführungsgesetz – ADG über
die Umsetzung der OECD-Grundsätze der internationalen
abgabenrechtlichen Amtshilfe dar sowie die wesentlichen
Auswirkungen aus dem Neuabschluss bzw der Revision zahl-
reicher Doppelbesteuerungsabkommen und dem Abschluss
von Tax Information Exchange Agreements (TIEA) durch
Österreich, ein Thema, das durch das jüngste Abkommen
mit der Schweiz an Aktualität noch gewonnen hat.
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Von besonderer praktischer Relevanz ist weiters der Bei-
trag von Alexander Lang über die Erfahrungen und Ände-
rungen bei der Selbstanzeige durch die Finanzstrafgesetz-
novelle 2010. Gerade die Durchlöcherung des Bankgeheim-
nisses und die neuen TIEA haben die Bedeutung der straf-
befreienden Selbstanzeige verstärkt und ist es daher gerade
für Berater von entscheidender Bedeutung, die Vorausset-
zungen für eine solche strafbefreiende Selbstanzeige genau
zu kennen.

Für Rechtsanwälte von Bedeutung ist auch noch der Bei-
trag von Franz Reger über die sonstigen wesentlichen Ände-
rungen der Finanzstrafgesetznovelle 2010, insbesondere bei

den neuen Straftatbeständen sowie beim Verfahrensrecht
(etwa zur Möglichkeit der Einhebung eines Verkürzungszu-
schlags nach § 30a FinStrG mit nachfolgender Straffreiheit
oder die neuen Bestimmungen über die Hausdurchsuchung
[§ 93 FinStrG]).

Beiträge von Kellner über den Beitrag von Rechnungshö-
fen zur Korruptionsbekämpfung, von Klaus Berger über
Compliance-Initiativen, von Müller über Fair Play und Be-
trugsbekämpfung sowie von Zeder über die (bis heute nicht
umgesetzten) Reformüberlegungen zum Bilanzstrafrecht
runden diesen informativen Tagungsband ab.

Peter Csoklich

http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00795-9&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Auckenthaler-Lawine-Recht
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00795-9&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Auckenthaler-Lawine-Recht
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00795-9&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Auckenthaler-Lawine-Recht
http://www.manz.at/list.html?isbn=978-3-214-00795-9&utm_source=Inserat&utm_medium=App&utm_content=Textlink&utm_campaign=Buch-Auckenthaler-Lawine-Recht
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Indexzahlen 2012: Oktober November*)
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 106,9 107,0*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,2 111,1*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 117,1 117,2*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 129,5 129,6*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136,2 136,3*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 178,1 178,3*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 276,9 277,1*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 485,9 486,3*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 619,1 619,6*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 621,1 621,7*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5439,6 5444,7*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4688,1 4692,5*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 124,3 123,1*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136,9 135,5*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 140,9 139,5*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 147,0 145,5*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 195,7 193,8*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 325,8 322,6*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3178,4 3147,2*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr
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Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20–20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard
Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55, Telefax
(01) 405 25 55–24, E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Rechtsanwaltskanzlei Haase übernimmt Substituti-
onen in Zivil-, Straf- und Verwaltungsangelegenhei-
ten, kurzfristig, Wien und Umgebung.
Telefon (0676) 528 3114 oder
Telefon/Telefax (01) 888 24 71,
E-Mail: irenehaase@A1.net, durchgehend erreichbar.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien, Kai-
serstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Übernehme (auch kurzfristig) Substitutionen in Zi-
vilsachen, insbesondere vor dem BG I, BG HS, HG, BG
Döbling und Hernals sowie auch die Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. RA Mag. Birgit Noha, LLM,
Geblergasse 93, 1170 Wien. Auch außerhalb der
Bürozeiten erreichbar. Telefon (0 664) 312 13 20,
Telefax (01) 90 680–618, E-Mail: office@laws.at

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (072 62) 53 50 30,
Telefax (072 62) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und Umge-
bung. Telefon (0662) 84 38 52, Telefax
(0662) 84 04 94, E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-
ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG,
Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (064 62) 41 81, Telefax (064 62) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/80 90 90 590;
Telefax 0049/89/80 90 90 595.
Berlin: Wittestraße 30 K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland:
internationale Transaktionen, Wirtschaftsrecht,
Schiedsverfahren und Prozesse. BJL Bergmann Attor-
neys at Law, Ansprechpartner: RA Dr. Hans Bergmann,
Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon (+358 9) 696 207–0,
Telefax (+358 9) 696 207–10,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechischen
Gerichten und Behörden und steht österreichischen
Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

London: Philip Moser, MA(Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers, 1&2
Raymond Buildings, Gray's Inn, London WC1R 5NR.
Telefon (004420) 7405 7211;
Telefax (004420) 7405 2084;
E-Mail: pmoser@monckton.com
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Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin,
Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende
Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it;
www.walter-ra.eu, www.avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei SCHMDT
Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in
Österreich steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung.
Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschaftsrecht,
Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren
Sie RA Mag. J. Menno Schmidt
(M: +43 (0)680 118 1515). Amsterdam,
Prinsengracht 253, NL-1016 GV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: in-
ternationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und
Arbeitsrecht, sowie internationale Inkasso- und Voll-
streckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk,
LL.M. (Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der
Schweiz zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95, Telefax
(01) 355 20 95–99, Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der „Öster-
reichischen und Schweizerischen Botschaft“,
steht sämtlichen Kolleginnen und Kollegen für cross-
border-Mandatsübernahmen in diversen Rechtssa-
chen zur Verfügung. Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50, Mobil
+36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Partner

Wien

Anwaltspraxis-Regiegemeinschaft: Euro 400,–
netto monatlich, helle freundliche Kanzleiräume,
Substitutionsaufträge, Mandantenstock vorhanden,
Telefon (0676) 528 3114 oder
Telefon/Telefax (01) 888 24 71,
E-Mail: irenehaase@A1.net

Kanzleiabgabe

Oberösterreich

Wegen bevorstehendem Ruhestand Kanzlei in
St. Georgen i. A. abzugeben (Miete). Einrichtung,
Bibliothek und Klientenstock können abgelöst werden.
Interessenten werden um Kontaktaufnahme gebeten:
Telefon (07667) 20980,
E-Mail: office@drgugenberger.at

Inserate
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Jahresabonnement 2013: EUR 90,– (inkl. Versand in Österreich)
Erscheint 2013 im 5. Jahrgang. Jährlich 6 Hefte.
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Schwerpunkt: Erben und Schenken

ZLB – Österreichische Zeitschrift 
für Liegenschaftsbewertung

ZLB – Ihr Ass im Ärmel am Immobilienmarkt

•  befund & gutachten: Schenkungspfl ichtteil
Juristische Ursachen und ihre Auswirkungen auf die Immobilienbewertung

•  bilanz & steuern: Unentgeltlich und doch teuer
 Abgaben als empfi ndlicher Kostenfaktor

•  fi nanzieren & investieren: Erben und Schenken
Auswirkungen auf die Finanzierungsparameter der betroffenen Immobilien

Lesen Sie Näheres dazu in der ZLB 06/2012
Einzelheft EUR 18,–. Kennenlern-Abonnement 2013: 2 Hefte EUR 10,–

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Kraus · Holzer

Privatvermögen richtig anlegen 4. Auf lage

Alle Etappen, die im Zuge der 
Vermögensveranlagung wichtig sind.

Alle Informationen für eine optimale Vermögensanlage.
• Überblick über die bestehende Veranlagung – Diagnose des Ist-Zustands
• Defi nition des Zwecks der Veranlagung
• Bestimmung von Anlageprofi l und Risikobereitschaft
• Wahl des passenden Vermögensberaters
• Entscheidung über die strategische Positionierung des Vermögens
• Taktische Anpassung des Portfolios an Marktentwicklungen
• Berichtswesen und Erfolgskontrolle des verwalteten Vermögens
• Erfordernisse für Privatstiftungen

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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4. Auf lage 2012. 160 Seiten.
Br. EUR 33,–
ISBN 978-3-214-00526-9
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Hof bauer

Lohnsteuer 2013
Mehr als 150 Beispiele, Übersichten und Checklisten

Von A-Z: Treffsichere
Beispiele und Tipps
zur Lohnsteuer und SV

2012. XX, 484 Seiten.
Br. EUR 44,–
ISBN 978-3-214-08058-7

Auch im Jahr 2013 ist „der Hof bauer“ ein verlässlicher Partner, um Fragen 
zur Lohnsteuer sowie angrenzenden arbeits- und sozialversicherungsrechtli-
chen Themen schnell und sicher zu lösen.

NEU 2013:
•  Exklusive Checklisten, ua. mit Steuersparmöglichkeiten für Arbeitneh-

mer und zahlreichen Tipps zum Jahresende
• Mehr als 20 neue Kapitel
•  Teilweise komplette Überarbeitung der wichtigsten Themen, wie 

zB Sachbezüge, Pendlerpauschale und Kinderbetreuungskosten.

In bewährter Form:
• alle Kapitel von A bis Z gegliedert und verständlich auf bereitet
• sämtliche Lohnsteuer- und SV-Tabellen 
• Online-Zugang zum kompletten Inhalt.

Der Autor:
ADir. Reg.Rat Josef Hofbauer ist einer der führenden Experten für Lohnver-
rechnung in Österreich.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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6020 Innsbruck · Andreas-Hofer-Straße 39B · Telefon (0512)588033 · Telefax (0512)588033-33 · eMail: office@advokat.at · Homepage: www.advokat.at
1010   Wien · Stephansplatz 7A (Eingang Rotenturmstraße 1–3) · Telefon (01) 5334433 · Telefax (01) 5334433-33

Die Firma ADVOKAT befasst sich seit mehr als 30 Jahren speziell mit der Organisation und Rationalisierung von Kanzlei-
abläufen und hat das EDV-System „ADVOKAT Edition 5“ entwickelt. Mit einem Team von über 30 Mitarbeitern mit
Spezial-Know-how für Anwaltskanzleien werden über 1500 Kanzleien und Unternehmen mit mehr als 8.000 Arbeits-
plätzen in ganz Österreich betreut.

Aufgrund unserer Flexibilität und stetig weiterentwickelten Fachkompetenz sind wir mit Abstand Marktführer.

Unsere Stärke gibt Ihnen Sicherheit.

Kanzlei Mag.Dr. Lisa Doll-Aidin, Salzburg

„Kompetenter Partner - 
innovativer Marktführer!“


